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Der Wert der Steuergutschelne 


Von Fritz Reinhardt, Staatssekretär im Reichsfinanzministerium 


1. Die geſetzliche Grundlage 


Die Steuergutſcheine I werden ab dem ſiebenten 
Monat nach dem Ausgabemonat zum Nennbetrag, die 
Steuergutſcheine II ab dem ſiebenunddreißigſten Mo⸗ 
nat nach dem Ausgabemonat zu 112 vom Hundert des 
Nennbetrags bei der Entrichtung von Reichsſteuern in 
Zahlung genommen. Das iſt durch § 1 NE vorgeſchrie⸗ 
ben. Es beſteht demgemäß keinerlei Zweifel über den 
Zeitpunkt der Einlösbarkeit der Steuer⸗ 
gutſcheine und auch keinerlei Zweifel über die Höhe 
des Betrags, zu dem die Steuergutſcheine durch 
Inzahlungnahme bei der Entrichtung von Reichs⸗ 
ſteuern eingelöſt werden. Es iſt ausgeſchloſſen, daß 
das Reich die Inzahlungnahme ab dem ſiebenten oder 
ſiebenunddreißigſten Monat nach dem Ausgabemonat 
ablehnt, und es iſt ebenſo ausgeſchloſſen, daß das 
Reich die Steuergutſcheine I nicht zum Nennbetrag 
und die Steuergutſcheine II nicht zu 112 vom Hun- 
dert des Nennbetrags in Zahlung nimmt. 


Der Umfang der Steuergutſcheine, die in den 
Verkehr kommen, iſt begrenzt. Er beträgt 40 vom 
Hundert der Rechnungen über Lieferungen und ſon⸗ 
ſtige Leiſtungen, die gewerbliche Unternehmer an das 
Reich, die NSDAP, die Länder, die Gemeinden und 
die Gemeindeverbände, die Reichsbahn, die Reichspoſt, 
das Unternehmen Reichsautobahnen und andere vom 
Reichsminiſter der Finanzen bezeichnete juriſtiſche Per⸗ 
ſonen oder ähnliche Gebilde tätigen (§ 2 Abſatz 1 NF). 
Unter den „anderen juriſtiſchen Perſonen oder ähn⸗ 
lichen Gebilden“ ſind diejenigen zu verſtehen, die im 
8.6 Abſatz 1 der Erſten NF DVO bezeichnet find, und 
die Reichs⸗Rundfunk⸗Geſellſchaft, der Tag der Deut⸗ 
ſchen Kunſt und die Hermann⸗Göring⸗Werke. Es iſt 
grundſätzlich nicht beabſichtigt, weitere „juriſtiſche Per⸗ 


ſonen oder ähnliche Gebilde“ zu Steuergutſcheinpflich⸗ 
tigen zu erklären und auf dieſe Weiſe den Umfang der 
auszugebenden Steuergutſcheine zu vergrößern. 


Es iſt auch nicht etwa beabſichtigt, früher oder 
ſpäter den Hundertſatz von 40 zu erhöhen. 


Wenn der Reichsminiſter der Finanzen durch 8 11 
Ni ermächtigt worden iſt, über die Frage, welcher 
Teil des Rechnungsbetrags in Steuergutſcheinen zu 
bezahlen iſt oder bezahlt werden darf, eine von § 2 ab⸗ 
weichende Regelung zu treffen, jo iſt dabei aus⸗ 
ſchließlich daran gedacht, den Hundertſatz von 
40 nach Maßgabe der finanziellen Möglichkeiten 
herabzuſetzen. 

Die erſte Herabſetzung des Hundertſatzes wird 
ſpäteſtens zu Beginn des Rechnungsjahres 1940 — 
alſo im April 1940 — geſchehen. In Zuſammenhang 
damit wird die Ausgabe der Steuergutſcheine II ein⸗ 
geſtellt werden. Es werden dann nur noch Steuer⸗ 
gutſcheine I ausgegeben werden. 


2. Steuergutſcheine II 


Der Umfang an Steuergutſcheinen II, die ins⸗ 
geſamt ausgegeben werden, ſteht heute bereits ſo 
gut wie feſt. Die bisherige Anwendung des Steuer⸗ 
gutſchein⸗Verfahrens läßt einen Schluß auf den Ge⸗ 
ſamtbetrag der Rechnungen zu, die die Steuergut⸗ 
ſcheinpflichtigen bis zum Schluß des Rechnungs⸗ 
jahres 1939 zu 40 vom Hundert in Steuergutſcheinen 
zu bezahlen haben, infolgedeſſen auch einen Schluß 
auf den Geſamtbetrag, der an Steuergutſcheinen II in 
den Verkehr kommen wird. Dieſer Geſamtbetrag wird 
in den Rechnungsjahren 1942 und 1943 bei der Ent⸗ 
richtung von Reichsſteuern in Zahlung genommen 
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werden, und zwar in Monatsbeträgen, beginnend im 
Juli 1942. Die Monatsbeträge ſind im Verhältnis zu 
dem monatlichen Steueraufkommen des Reichs ſo 
klein, daß keinerlei Zweifel an der Deckung 
durch genügend großes Steueraufkommen in dem be⸗ 
treffenden Monat beſteht. Das Steueraufkommen 
des Reichs wird regelmäßig um ein Vielfaches größer 
ſein als der Betrag der Steuergutſcheine II, die in 
Zahlung zu nehmen ſein werden. 


Die Reichsſteuern, bei deren Entrichtung die 
Steuergutſcheine in Zahlung genommen werden, um⸗ 
faſſen nicht nur die Beſitz⸗ und Verkehr⸗ 
ſteuern (Einkommenſteuer, Umſatzſteuer, Vermögen⸗ 
ſteuer uſw.), ſondern auch die Verbrauchſteuern 
und die Zölle. Alle Perſonen können ſelbſtverſtänd⸗ 
lich auch die Lohnſteuer, die ſie für Gefolgſchafts⸗ 
mitglieder an die Finanzkaſſe abzuführen haben in 
Steuergutſcheinen bezahlen. 


* 


Die Steuergutſcheine II ſind im Zahlungsverkehr 
ſtets mit dem Nennbetrag zuzüglich eines Drit⸗ 
tels vom Hundert des Nennbetrags für jeden Monat 
ab dem zweiten Kalendermonat nach dem Ausgabe⸗ 
monat anzuſetzen ($ 9 der Erſten NF DVO). Es iſt 
nicht zuläſſig, daß ein gewerblicher Unternehmer die 
Inzahlungnahme von Steuergutſcheinen II zu dieſem 
Betrag ablehnt. Er muß ſie ſeinem Kunden zu 
dieſem Betrag abnehmen, und zwar bis zu 20 vom 
Hundert des Rechnungsbetrags ſeiner Lieferungen 
oder ſonſtigen Leiſtungen. 


Jeder gewerbliche Unternehmer iſt berechtigt, die 
Steuergutſcheine an ſeine Lieferer weiterzugeben, und 
zwar Steuergutſcheine I und Steuergutſcheine II ſtets 
je bis zu 20 vom Hundert des Rechnungsbetrags über 
die Lieferungen oder ſonſtigen Leiſtungen des ge⸗ 
werblichen Lieferers. Es wird den meiſten gewerb⸗ 
lichen Unternehmern ohne weiteres möglich ſein, die 
in Zahlung erhaltenen Steuergutſcheine II bei der 
Bezahlung von Rechnungen ihrer gewerblichen Lie⸗ 
ferer weiterzugeben. Es iſt aber auch, insbeſondere 
bei lohnintenſiven Betrieben, denkbar, daß der Betrag 
an Steuergutſcheinen II, den ein gewerblicher Unter⸗ 
nehmer in Zahlung erhalten hat, ausnahmsweiſe 
20 vom Hundert der Rechnungen über Lieferungen 
und ſonſtige Leiſtungen, die er von gewerblichen 
Unternehmern bezieht, überſteigt. In dem Fall 
gibt es für den Unternehmer die folgenden drei Mög⸗ 
lichkeiten: 

1. Er behält die Steuergutſcheine II als Beſtandteil 
feines Betriebsvermögens, bis er die Möglichkeit 
hat, fie weiterzugeben, er läßt fie ſich erforderlichen. 
falls bis auf weiteres beleihen. Im Fall der Be⸗ 
leihung ſteht der Verzinſung des Kredits der Zu- 
wachs an Aufgeld der Steuergut-⸗ 
ſcheine Il gegenüber; 

2. Er führt die Steuergutſcheine II ſeinem Privat- 
vermögen als Anlagepapiere zu; 

3. Er verkauft die Steuergutſcheine II. 


Die 12 vom Hundert Aufgeld unter⸗ 
liegen in Privathand nicht dem normalen Ein⸗ 
kommenſteuerſatz, der bis zu 5ö5 vom Hundert 
reicht, ſondern dem ermäßigten Einkommenſteuer⸗ 
ſatz von 10 vom Hundert. Das iſt ein ſo be⸗ 
deutender ſteuerlicher Vorteil, daß ſich ein Beſitzer von 
Steuergutſcheinen II wohl nur ſelten entſchließen 
wird, fie zu verkaufen. Die ſteuerliche Ver⸗ 
günſtigung für das Aufgeld der Steuergutſcheine II 
wird nicht dadurch beeinträchtigt, daß ſie vorüber⸗ 
gehend irgendwie verpfändet oder beliehen 
werden. 


* 


Faſt alle Steuergutſcheine werden entweder 
wie Wechſel als Zahlungsmittel verwendet 
oder als Anlagepapier behalten. Nur ein 
kleiner Bruchteil der ausgegebenen Steuer- 
gutſcheine wird verkauft. 


Der Preis, der beim Verkauf von Steuergut- 
ſcheinen II heute erzielt wird, ſteht außer Ver⸗ 
hältnis zum Wert der Steuergutſcheine II. Daß 
die Steuergutſcheine II in dem vorgeſehenen Monat 
zu 112 vom Hundert eingelöſt werden, und 
daß das Aufgeld von 12 vom Hundert nur dem 
ermäßigten Einkommenſteuerſatz von 
10 vom Hundert unterliegt, diefe beiden Tat⸗ 
ſachen ſtehen außer Zweifel. Es iſt unter dieſen 
Umſtänden durchaus unbegründet, daß für 
Steuergutſcheine II nicht weſentlich mehr als 95 vom 
Hundert geboten wird. 

Die ſteuerliche Erleichterung, die ſich aus dem 
Beſitz von Steuergutſcheinen II für alle diejenigen 
Perſonen ergibt, deren normaler Einkommenſteuerſatz 
10 vom Hundert überſchreitet, wird eine immer 
größere Zahl von Steuerpflichtigen veranlaſſen, ſich 
durch ihre Bankverbindung Steuergutſcheine II be⸗ 
ſorgen zu laſſen. Jeder Unternehmer, jeder Rechts ⸗ 
anwalt, jeder Arzt, jeder Augeſtellte, jeder Arbeiter 
und jeder fonftige Volksgenoſſe kann Steuergut⸗ 
ſcheine II erwerben. 


Ab dem Jahr 1940 wird es nur ſehr ſchwer 
noch möglich fein, Steuergulſcheine II zu er⸗ 
werben, weil ab dem 1. April 1940 Steuer ⸗ 
gutſcheine [I nicht mehr ausgegeben 
werden. Jeder, der Steuergutſcheine II beſitzt, wird 
beſtrebt ſein, ſie der ſteuerlichen Erleichterung wegen, 
die ſie ermöglichen, zu behalten. 

Es iſt zu erwarten, daß in Würdigung aller 
dieſer Tatſachen die intereſſierten Kreiſe für Steuer⸗ 


gutſcheine II bald den Preis bieten, der dem tat- 
ſächlichen Wert der Papiere entſpricht. 


3. Steuergutſcheine I 


Steuergutſcheine I werden ausgegeben, ſolange 
der Finanzbedarf des Reichs es erfordert, und zwar 
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gegenwärtig in Höhe von 20 vom Hundert der Rech⸗ 
nungen, die den Steuergutſcheinpflichtigen durch ihre 
gewerblichen Lieferer erteilt werden. 


Steuergutſcheine 1 werden bereits ab dem 
ſiebenten Monat nach dem Ausgabemonat bei der 
Entrichtung von Reichsſteuern in Zahlung genommen. 
Der Betrag, der monatlich insgeſamt anfällt, iſt jo 
klein, daß die Möglichkeit der Inzahlungnahme bei 
der Entrichtung von Reichsſteuern außer jedem 
Zweifel ſteht, auch dann, wenn Steuergutſcheine II 
und Steuergutſcheine I in einem Monat gleich- 
zeitig vorkommen werden. 


Die Steuergutſcheine 1 verbriefen die große 
ſteuerliche Erleichterung, die ſich aus der Bewertungs⸗ 
freiheit für abnutzbare Wirtſchaftsgüter des betrieb⸗ 
lichen Anlagevermögens ergibt. Dieſe ſteuerliche Ent⸗ 
laſtung der Gegenwart wird zunächſt in Höhe von 
20 vom Hundert des Geſamtbetrags der Steuergut⸗ 
ſcheine 1 gewährt, die dem gewerblichen Unternehmer 
während einer beſtimmten Zeit ununterbrochen gehört 
haben. Der Hundertſatz erhöht ſich bei mehrjähriger 
Dauer ununterbrochenen Eigentums auf 25, 30 
und 35. Bei Unternehmern der Ausfuhrindu⸗ 
ſtrie und des Ausfuhrhandels beträgt der 
Hundertſatz, in deſſen Höhe die Bewertungsfreiheit 
in Anſpruch genommen werden kann, unter be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen 30, 35, 40 und 45. Wegen 
der weiteren Möglichkeiten für die Ausfuhrinduſtrie 
und den Ausfuhrhandel Hinweis auf 88 25 und 26 
der Erſten NF DVO und meine Erläuterungen dazu in 
Band 15 der Bücherei des Steuerrechts. 


Der Betrag, der an Steuergutſcheinen I in3- 
geſa mt ausgegeben werden wird, wird ſo klein ſein, 
daß nur für einen Bruchteil der Wirtſchaftsgüter 
des betrieblichen Anlagevermögens, die im gemwerb- 
lichen Sektor der Deutſchen Volkswirtſchaft vorhanden 
find, die Bewertungsfreiheit wird in Anſpruch ge 
nommen werden können. Aus dieſer Tatſache ergibt 
ſich, daß ſtändig Nachfrage nach Steuergut⸗ 
ſcheinen 1 beſtehen wird, und daß der Kurs ſich 
ſtändig in Pari⸗Nähe halten wird. 


Die Bewertungsfreiheit für Wirtſchaftsgüter des 
betrieblichen Anlagevermögens wird für alle Zeit 
vorausſetzen, daß dem gewerblichen Unternehmer 
während einer beſtimmten Zeit ununterbrochen 
Steuergutſcheine I gehört haben, auch dann, wenn das 
Reich Steuergutſcheine I nicht mehr ausgibt. Daß 
infolgedeſſen die Nachfrage nach Steuergut⸗ 
ſcheinen I zu gegebener Zeit fortgeſetzt größer 
und das Angebot weſentlich überſteigen 
wird, ſteht außer Frage. Es iſt infolgedeſſen 
durchaus möglich, daß dann der Kurs 100 über⸗ 
ſchreiten wird, und daß die gewerblichen Unter 
nehmer Steuergutſcheine J, die fie nicht mehr behalten 
wollen, nicht bei der Entrichtung von Reichsſteuern 
verwenden, ſondern zu dem über 100 ſtehenden Kurs 
verkaufen. 

* 

Der Zweiten NF DV gemäß können die gewerb⸗ 
lichen Unternehmer Steuergutſcheine I zum Nenn⸗ 
betrag zuzüglich einer Gebühr von 1 vom Hundert 
auch beim Finanzamt unmittelbar erwerben. 
Anlaß zur Schaffung dieſer Möglichkeit iſt nicht er⸗ 
neuter Finanzbedarf des Reichs geweſen, ſondern 
einzig und allein der Wunſch weiter Kreiſe der gewerb⸗ 
lichen Wirtſchaft, deren Nachfrage durch die bisher aus⸗ 
gegebenen Steuergutſcheine I auch nicht annähernd ge⸗ 
deckt werden konnte. 


Damit die gewerblichen Unternehmer von der 
Möglichkeit, Steuergutſcheine beim Finanzamt unmit⸗ 
telbar zu erwerben, nur in dem Maß Gebrauch machen, 
in dem ihre Nachfrage das am Markt vorhandene 
Angebot überſteigt, iſt für den Erwerb von 
Steuergutſcheinen I unmittelbar beim Finanzamt die 
Gebühr von 1 vom Hundert feſtgeſetzt worden. Der 
Marktpreis bewegt ſich zwiſchen 99 und 100, der Preis 
beim Finanzamt beträgt jedoch 101. Die Erhebung der 
Gebühr von 1 vom Hundert durch das Finanzamt hat 
den Zweck, die Aufmerkſamkeit der gewerblichen 
Unternehmer, die Steuergutſcheine I zu erwerben 
wünſchen, zunächſt auf den Markt zu lenken. Das 
Reich iſt daran, daß ein großer Betrag an Steuer⸗ 
gutſcheinen I bei den Finanzämtern unmittelbar er- 
worben wird, nicht intereſſiert. 


Abtretung, Pfändung, Verpfändung und i 
Aufrechnung von Forderungen gegen Steuergutscheinpflichtige und 
Steuergutscheinberechtigte Von Regierungsrat Dr. Brack, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 


1. Rechtsnatur der Forderungen gegen Steuergutſchein⸗ 
pflichtige; 

2. Rechtsnatur der Forderungen gegen Steuergutſchein⸗ 
berechtigte; 


1. Rechtsnatur der Forderungen gegen Steuergut- 
ſcheinpflichtige 
82 Abſatz 1 NE: 
„Das Reich, die Länder, die Gemeinden und die 
Gemeindeverbände, die Reichsbahn, die Reichspoſt, 


3. Abtretung ſteuergutſcheinfähiger Forderungen; 
4. Pfändung ſteuergutſcheinfähiger Forderungen; 
5. Verpfändung ſteuergutſcheinfähiger Forderungen; 
6. Aufrechnung ſteuergutſcheinfähiger Forderungen. 


das Unternehmen Reichsautobahnen und andere 
vom Reichsminiſter der Finanzen bezeichnete juri⸗ 
ſtiſche Perſonen oder ähnliche Gebilde bezahlen Liefe⸗ 
rungen und ſonſtige Leiſtungen gewerblicher Unter⸗ 
nehmer in Höhe von 40 vom Hundert des Rech 
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nungsbetrags in Steuergutſcheinen, und zwar je zur 
Hälfte in Steuergutſcheinen I und II.“ 


Es iſt den Steuergutſchein pflichtigen nicht 
erlaubt, ihre Verpflichtungen ganz in Geld zu 
erfüllen. Der Gläubiger eines Steuergutſchein⸗ 
pflichtigen kann verlangen, daß er § 2 Abſatz 1 N 
gemäß verfährt. Daraus folgt, daß der Steuergut⸗ 
ſcheinpflichtige nicht mehr einen reinen Geld⸗ 
betrag ſchuldet. Seine Schuld beſteht kraft Geſetzes 
zu 60 vom Hundert in Geld und zu 40 vom Hundert 
in Steuergutſcheinen. Demgemäß hat der 
Gläubiger keine reine Geldforderung 
gegen den Steuergutſcheinpflichtigen. Seine Forde⸗ 
rung ſetzt ſich kraft Geſetzes aus einer Forderung von 
60 vom Hundert des Rechnungsbetrags in Geld und 
40 vom Hundert des Rechnungsbetrags in Steuergut⸗ 
ſcheinen zuſammen. § 2 Abſatz 1 NF bewirkt alſo, 
daß Forderungen gegen Steuergutſcheinpflichtige in 
Forderungen auf 60 vom Hundert des Rechnungs- 
betrags in Geld und 40 vom Hundert des Rech⸗ 
nungsbetrags in Steuergutſcheinen umge⸗ 
wandelt werden. 

§ 12 Satz 1 der Erſten NF DVoO gemäß ift der 
Anſpruch auf Steuergutſcheine übertragbar. 


2. Rechtsnatur der Forderungen gegen Steuergut⸗ 
ſcheinberechtigte 
82 Abſatz 2 NE: 

„Juriſtiſche Perſonen des Privatrechts, gewerb⸗ 
liche Einzelunternehmer und Unternehmergemein⸗ 
ſchaften (zum Beiſpiel Offene Handelsgeſellſchaften 
und Kommanditgeſellſchaften) ſind berechtigt, Liefe⸗ 
rungen und ſonſtige Leiſtungen gewerblicher Unter⸗ 
nehmer bis zu 40 vom Hundert des Rechnungs⸗ 
betrags in Steuergutſcheinen zu bezahlen.“ 


Dieſe Vorſchrift ſtellt es dem Schuldner im ge⸗ 
werblichen Sektor der Wirtſchaft frei, bis zu 40 vom 
Hundert des Rechnungsbetrags in Steuergut⸗ 
ſcheinen zu bezahlen. § 5 der Zweiten NF DB O 
gemäß können nur bis zu 20 vom Hundert des Rech- 
nungsbetrags in Steuergutſcheinen derſelben 
Ausſtattung bezahlt werden. Die Steuergut⸗ 
ſchein berechtigten find im Gegenſatz zu den 
Steuergutſchein pflichtigen zu einer Bezahlung in 
Steuergutſcheinen nicht verpflichtet. Daraus 
folgt, daß eine teilweiſe Umwandlung der Geldſchuld 
in eine Steuergutſchein ſchuld nicht ſtatt⸗ 
findet. Die Schuld bleibt in voller Höhe eine 
Geldſchuld. Der Schuldner hat aber das Recht, 
bis zu 40 vom Hundert des Rechnungsbetrags in 
Steuergutſcheinen ſtatt in Geld zu be⸗ 
zahlen. 

Beiſpiel: 

Der gewerbliche Unternehmer A ſchuldet dem 
gewerblichen Unternehmer B 1000 RM. § 2 Ab- 
ſatz 2 N verändert die Rechtsnatur dieſer Geld⸗ 
ſchuld nicht. A hat jedoch das Recht, bis zu 
400 RM in Steuergutſcheinen ſtatt in Geld zu 
bezahlen. Dabei kann er höchſtens 200 RM in 
Steuergutſcheinen derſelben Ausſtattung entrichten. 


3. Abtretung ſteuergutſcheinfähiger Forderungen 


812 der Erſten NF DVO: 

„Der Anſpruch auf Steuergutſcheine iſt über ⸗ 
tragbar. 8 2 des Geſetzes gilt auch, wenn der 
Anſpruch auf den Gegenwert einer Lieferung oder 
ſonſtigen Leiſtung des gewerblichen Unternehmers 
abgetreten, gepfändet oder verpfän⸗ 
det worden iſt.“ 


a) Abtretung von Forderungen gegen 
Steuergutſcheinpflichtige 


Wird die geſamte Forderung abgetreten, ſo 
handelt es ſich kraft Geſetzes um eine Forde⸗ 
rung auf Geld (60 v. H.) und auf Steuergut⸗ 
ſcheine (40 v. H.). Das iſt auch der Fall, wenn 
der Abtretungsempfänger nicht gewerblicher 
Unternehmer iſt. 

Beiſpiel: 

A hat eine Forderung von 1000 RM gegen das 
Reich. Er tritt dieſe Forderung an B ab. Er kann 
nicht mehr Rechte auf B übertragen, als er ſelbſt 
beſitzt. Die Abtretung der Forderung von 1000 RM 
bedeutet alſo die Abtretung einer Forderung von 
600 RM in Geld und einer Forderung von 400 RM 
in Steuergutſcheinen. B erwirbt die Forderung auf 
Steuergutſcheine auch dann, wenn er nicht gewerb⸗ 
licher Unternehmer iſt. Das Reich muß in dieſem 
Fall an eine Perſon, die nicht gewerblicher Unter⸗ 
nehmer iſt, in Steuergutſcheinen zahlen. 


b) Teilweiſe Abtretung einer Forde 
rung gegen einen Steuergutſchein⸗ 
pflichtigen 


Da die Geſamtforderung zu 60 vom Hundert in 
Geld und zu 40 vom Hundert in Steuergut- 
ſcheinen beſteht, gibt es zwei Möglichkeiten. Die 
eine beſteht darin, daß die Abtretung ausdrücklich 
beſagt, inwieweit eine Geld forderung und inwie⸗ 
weit eine Steuergutſche in forderung abgetreten 
wird. In dem Fall iſt die Vereinbarung der Parteien 
dafür maßgebend, inwieweit der Anſpruch auf Geld 
und inwieweit auf Steuergutſcheine übertragen wird. 
Beiſpiel: 

A hat eine Forderung gegen das Reich. Er tritt 
davon an B 200 RM in Steuergutſcheinen und an C 
400 RM in Geld ab. Dann hat das Reich an B 
200 RM in Steuergutſcheinen und an C 400 RM in 
Geld zu zahlen. 


Wird bei der Abtretung des Teilbetrags nicht 
beſtimmt, inwieweit eine Geld forderung und inwie⸗ 
weit eine Forderung auf Steuergutſcheine 
abgetreten wird, muß der Wille der Parteien im Weg 
der Auslegung ermittelt werden. Soweit nicht 
beſondere Umſtände dagegen ſprechen, wird anzu» 
nehmen ſein, daß der Teilbetrag im Verhältnis 60 vom 
Hundert Geld zu 40 vom Hundert Steuergutſcheine 
abgetreten wurde. Das kann wegen der Stücke⸗ 
hung der Steuergutſcheine (Hinweis auf 8 1 Abſatz 3 
der Erſten NF DVO) nicht darſtellbar fein. 
Steuergutſcheine unter 100 Reichsmark wer⸗ 
den nicht ausgegeben. In dieſen Fällen muß eine 
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Aufteilung der Steuergutſcheine erfolgen, die 
dem Verhältnis 60 zu 40 am nächſten kommt. 


Entſprechendes gilt, wenn mehrere Teilforde⸗ 
rungen an verſchiedene Perſonen abgetreten werden. 


Teilforderungen unter 500 RM find ebenfo 

zu behandeln. 

Beiſpiel: 
A hat eine Forderung an das Reich in Höhe von 
1000 RM. Er tritt an B ohne nähere Beſtimmung 
einen Teilbetrag von 500 RM ab. Im Weg der 
Auslegung iſt zu ermitteln, ob 300 RM in Geld und 
200 RM in Steuergutſcheinen oder 100 RM in Geld 
und 400 RM in Steuergutſcheinen oder 500 RM in 
Geld gemeint ſind. Es iſt zu vermuten, daß 
nach dem Willen der Parteien 300 RM ein Geld und 
200 RM in Steuergutſcheinen (100 RM in Steuer⸗ 
gutſcheinen I und 100 RM in Steuergutſcheinen II) 

abgetreten wurden. 


e) Abtretung von Forderungen gegen 
Steuergutſcheinberechtigte 


Wird die geſamte Forderung gegen einen 
Steuergutſcheinberechtigten abgetreten, ſo geht die 
Forderung als reine Geldforderung auf den 
Abtretungsempfänger über. Der Schuldner iſt auch 
dem neuen Gläubiger gegenüber berechtigt, bis zu 
40 vom Hundert des Rechnungsbetrags in Steuer⸗ 
gutſcheinen zu entrichten. Das gilt auch, wenn 
der neue Gläubiger nicht gewerblicher Unter⸗ 
nehmer iſt. 

Beiſpiel: 

A hat eine Forderung an den gewerblichen 
Unternehmer B in Höhe von 1000 RM. Er tritt 
dieſe Forderung an C ab. C erwirbt dadurch eine 
Geldforderung von 1000 RM gegen B. B hat 
jedoch das Recht, an C bis zu 400 RM in Steuer⸗ 
gutſcheinen zu zahlen. Er kann dabei nur 200 RM 
Steuergutſcheine derſelben Ausſtattung verwenden 
(Hinweis auf §5 Zweite NF DDO). 


d) Abtretung einer Teilfor derung 
gegen einen Steuergutſcheinberech⸗ 
tigten 


Es wird eine reine Geldforderung über⸗ 
tragen. Die Rechte des Schuldners dürfen durch die 
Abtretung nicht geſchmälert werden. Er kann daher 
auch dem neuen Gläubiger der Teilforderung gegen⸗ 
über von ſeinem Recht Gebrauch machen, bis zu 40 vom 
Hundert in Steuergutſcheinen zu bezahlen. Es kann 
vorkommen, daß der Gläubiger mehrere Teilforde⸗ 
rungen an verſchiedene Perſonen abtritt. Der 
Schuldner darf dann insgeſamt 40 vom Hundert 
des Rechnungsbetrags in Steuergutſcheinen bezahlen. 
Die Verteilung der Steuergutſcheine auf die einzelnen 
Abtretungsempfänger wird in dieſen Fällen am beiten 
durch übereinkommen der Beteiligten geregelt. Eine 
Einigung wird aber oft nicht zuſtande kommen. Dann 
hat der Schuldner — wenn nicht beſondere Verhält- 
niſſe vorliegen — die Steuergutſcheine auf die ein⸗ 
zelnen Teilforderungen nach Möglichkeit im Verhält⸗ 
nis 60 vom Hundert Geld zu 40 vom Hundert Steuer⸗ 


gutſcheine zu verteilen. Das gilt auch, wenn die ein⸗ 
zelnen Teilforderungen unter 500 RM liegen. 


Beiſpiel: 

A hat eine Forderung an B in Höhe von 
1000 RM. Er tritt von dieſer Forderung 500 RM 
an C und 400 RM an D ab. C und D erwerben in 
der Höhe der Abtretung Geldforderungen an B. 
B darf auf dieſe Forderungen insgeſamt bis zu 
400 RM in Steuergutſcheinen zahlen. B will dieſes 
Recht in voller Höhe ausüben. Er zahlt an C: 
300 RM ein Geld und 200 RM in Steuergutſcheinen 
(100 RM in Steuergutſcheinen J und 100 RM in 
Steuergutſcheinen II), an D: 300 AM in Geld und 
100 RM in Steuergutſcheinen II, an A: 100 RM in 
Steuergutſcheinen I. 


4. Pfändung ſteuergutſcheinfähiger Forderungen 


a) Pfändung von Forderungen gegen 
Steuergutſcheinpflichtige 
Wird die geſamte Forderung gepfändet, ſo 
müſſen 60 vom Hundert als Forderung auf Geld 
und 40 vom Hundert als Forderung auf Steuer⸗ 
gutſcheine gepfändet werden. 


Beiſpiel: 

A hat eine Forderung an das Reich in Höhe 
von 1000 RM. Dieſe Forderung wird von B ge⸗ 
pfändet. B erwirbt ein Pfandrecht an einer Forde⸗ 
rung auf 600 RM Geld und einer Forderung auf 
400 RM Steuergutſcheine (200 RM Steuergut⸗ 
ſcheine I und 200 RM Steuergutſcheine ID. 


b) Pfändung einer Teilforderung 
gegen einen Steuergutſcheinpflich⸗ 
tigen 

Es gibt zwei Möglichkeiten. Die eine beſteht dar⸗ 
in, daß der Gläubiger die Teilforderung ohne 
nähere Beſtimmung pfändet. Das wird die 

Mehrzahl der Fälle ſein. Die Pfändung iſt dann ſo 

auszulegen, daß fie Geldforderung und Steuergut⸗ 

ſcheinforderung im Verhältnis 60 vom Hundert zu 

40 vom Hundert ergreift (Hinweis auf Reinhardt⸗ 

Kommentar zum Neuen Finanzplan, Abſatz 2 der Er- 

läuterungen zu § 12 der Erſten NF DO). 

Beiſpiel: 

A hat eine Forderung von 1000 RM an das 
Reich. B pfändet eine Teilforderung von 500 RM. 
Gepfändet find 300 RM Forderung auf Geld und 
200 RM Forderung auf Steuergutſcheine (100 RM 
Steuergutſcheine I und 100 RM Steuergut- 
ſcheine II). 


Der Betrag von 40 vom Hundert in Steuergut⸗ 
ſcheinen kann wegen der Stückelung der Steuer⸗ 
gutſcheine nicht darſtellbar fein (Hinweis auf & 1 
Abſatz 3 der Erſten NF DVO). In dieſem Fall find 
annähernde Werte zu wählen. 


Das gleiche gilt, wenn Teilbeträge unter 
500 RM gepfändet werden. 
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Beiſpiel: . 

A hat eine Forderung von 1000 RM an das 
Reich. Von der Forderung wird ein Teilbetrag von 
600 AM gepfändet. 40 vom Hundert von 600 RM 
= 240 RM können in Steuergutſcheinen nicht ge⸗ 
zahlt werden. Es erſcheint billig, die Pfändung 
auf 300 RM Geldforderung und 300 RM Steuer- 
gutſcheinforderung (200 RM Steuergutſcheine 1 
und 100 Steuergutſcheine II) zu erſtrecken. 


Wird die Pfändung ausdrücklich auf den in 
Geld oder den in Steuergutſcheinen zu 
zahlenden Teil der Geſamtforderung beſchränkt, 
erwirbt der Gläubiger ein Pfandrecht an dem Teil 
der Forderung, auf den ſich die Pfändung bezieht. 
Beiſpiel: 

A hat eine Forderung von 1000 RM an das 
Reich. B pfändet ausdrücklich den Teilbetrag 
von 600 RM, der in Geld zu zahlen iſt. B erwirbt 
ein Pfandrecht an dieſem Teil der For⸗ 
derung. 


c) Pfändung von Forderungen gegen 
Steuergutſcheinberechtigte 


Wird die geſamte Forderung gepfändet, ſo iſt 
der Drittſchuldner berechtigt, bis zu 40 vom Hundert 
des Rechnungsbetrags an den Gläubiger in Steuer- 
gutſcheinen zu zahlen. Er kann dafür nur 20 vom 
Hundert Steuergutſcheine derſelben Ausſtattung ver⸗ 
wenden. 

Veiſpiel: 

A (Schuldner des C) hat eine Forderung an 
den gewerblichen Unternehmer B (Drittſchuldner) 
in Höhe von 1000 RM. C (Gläubiger des A) 
pfändet dieſe Forderung. B iſt berechtigt, an C 
600 AM in Geld, 200 AM in Steuergutſcheinen 1 
und 200 RM in Steuergutſcheinen II zu zahlen. 


d) Pfändung einer Teil forderung 
gegen einen Steuergutſcheinberech⸗ 
tigten 


Der Drittſchuldner kann dem Gläubiger gegen⸗ 
über ſein Recht ausüben, bis zu 40 vom Hundert in 
Steuergutſcheinen zu bezahlen. Das gilt auch, wenn 
mehrere Perſonen Teilforderungen gepfändet 
haben, und wenn infolge der Teilung Beträge unter 
500 RM entitehen. Die Regelung erfolgt in dieſen 
Fällen am beſten durch eine Vereinbarung 
der Beteiligten. Auf die einzelnen Teilforderungen 
entfallen bis zu 40 vom Hundert Steuergutſcheine. 
Das kann im Hinblick auf die Stückelung der 
Steuergutſcheine nicht darſtellbar ſein. Es 
muß dann eine annähernde Verteilung erfolgen. 
Beiſpiel: 

A hat eine Forderung an B in Höhe von 
1000 RM. C pfändet einen Teilbetrag dieſer For⸗ 
derung von 500 RM, D einen Teilbetrag von 
400 RM. Der Drittſchuldner B will in Höhe von 
40 vom Hundert des Geſamtrechnungsbetrags in 
Steuergutſcheinen bezahlen. Die Steuergutſcheine 
werden zweckmäßigerweiſe wie folgt verteilt: B zahlt 
an C: 300 RM in Geld, 200 RM ein Steuergut- 


ſcheinen (100 RM in Steuergutſcheinen J und 
100 RM ein Steuergutſcheinen II), an D: 300 RM 
in Geld, 100 RM in Steuergutſcheinen II, an A: 
100 RM in Steuergutſcheinen J. 


5. Verpfändung ſteuergutſcheinfähiger Forderungen 


Dafür gelten die Ausführungen im Abſchnitt 4 
ſinngemäß. 


6. Aufrechnung ſteuergutſcheinfähiger Forderungen 
§ 387 BGB: 

„Schulden zwei Perſonen einander Leiſtungen, 
die ihrem Gegenſtand nach gleichartig ſind, ſo kann 
jeder Teil ſeine Forderung gegen die Forderung 
des anderen Teils aufrechnen, ſobald er die 
ihm gebührende Leiſtung fordern und die ihm 
obliegende Leiſtung bewirken kann.“ 


a) Steuergutſcheinpflichtige unter ⸗ 

einander 

Dieſer Fall iſt durch Rö ⸗Erlaß vom 20. Mai 
1939 — A 2002 — 17 Gen. B. — geregelt worden. 
Abdruck ſiehe DSF 1939 ©. 515 linke Spalte. Dieſem 
Erlaß gemäß bezahlen ſich Steuergutſchein⸗ 
pflichtige gegenſeitig nicht in Steuer⸗ 
gutſcheinen. 


b) Aufrechnung gegen die Forderung 
eines Steuergutſcheinpflichtigen 
mit der ſteuergutſcheinfähigen For- 
derung eines Steuergutſchein⸗ 
berechtigten 


Die Teile der beiden Forderungen, die in Geld 
zu entrichten ſind, können gegeneinander aufgerechnet 
werden. Der Steuergutſcheinberechtigte kann auch 
den Teil ſeiner Schuld, den er § 2 Abſatz 2 NF gemäß 
in Steuergutſcheinen entrichten will, durch 
Aufrechnung mit ſeiner Forderung auf Steuergut⸗ 
ſcheine (Hinweis auf § 2 Abſatz 1 NF und auf Ab- 
ſchnitt 1) zum Erlöſchen bringen. 

Beiſpiel: 

A ſchuldet dem Verſorgungsbetrieb einer Stadt- 
gemeinde 1000 RM. Der Verſorgungsbetrieb 
ſchuldet dem A ebenfalls 1000 RM. Der Verſor⸗ 
gungsbetrieb muß an A 600 RM in Geld und 
400 RM in Steuergutſcheinen bezahlen (Hinweis 
auf 82 Abſatz 1 NF, S 6 Abſatz 1 Ziffer 6 der Erſten 
NF DVBO). A kann gegen die Geldforderung des 
Verſorgungsbetriebs in Höhe von 600 RM mit 
ſeiner Geldforderung aufrechnen. Die Anſprüche 
auf Steuergutſcheine können gegeneinander aufge⸗ 
rechnet werden, wenn A von jeiner Befugnis Ge⸗ 
brauch macht, bis zu 40 vom Hundert in Steuer⸗ 
gutſcheinen zu bezahlen. 


c) Aufrechnung gegen die Forderung 
eines Steuergutſcheinpflichtigen 
mit der nicht ſteuergutſcheinfähigen 
Forderung eines gewerblichen Un- 
ternehmers 


Die Forderungen können gegeneinander aufge⸗ 
rechnet werden; es handelt ſich um Geldforde⸗ 
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rungen. Macht der gewerbliche Unternehmer von 
ſeinem Recht Gebrauch, bis zu 40 vom Hundert des 
Rechnungsbetrags in Steuergutſcheinen zu 
bezahlen, ſo findet inſoweit keine Aufrechnung 
ſtatt. 

Beiſpiel: 

Der Verſorgungsbetrieb einer Stadt hat eine 
Forderung an A in Höhe von 1000 RM aus einer 
Stromlieferung. A hat eine Mietforderung gegen 
den Verſorgungsbetrieb von 1000 RM. Dieſe Miet⸗ 
forderung ſoll nicht ſteuergutſcheinfähig 
fein (Hinweis auf § 10 der Zweiten NF DVO). Der 
Verſorgungsbetrieb muß an A in Geld zahlen. 
A iſt berechtigt, bis zu 40 vom Hundert des Rech⸗ 
nungsbetrags in Steuergutſcheinen zu entrichten. 
Macht er von dieſem Recht Gebrauch, können 
600 RM Geldforderungen gegeneinander aufge⸗ 
rechnet werden. Der Verſorgungsbetrieb muß an 
A weitere 400 RM in Geld zahlen. A muß dem 
Verſorgungsbetrieb 400 RM Steuergutſcheine an 
Zahlungſtatt übergeben. 


d) Aufrechnung gegen die ſteuergut⸗ 
ſcheinfähige Forderung eines 
Steuergutſchein berechtigten mit 
der ſteuergutſcheinfähigen Forde⸗ 
rung eines Steuergutſcheinpflich⸗ 
tigen 

Die Aufrechnung iſt wegen des Teils der For⸗ 
derungen, der in Geld zu zahlen iſt, ohne weiteres 
möglich. Sie iſt wegen des Teils, der in Steuer ⸗ 
gutſcheinen zu entrichten iſt, nur inſoweit 
möglich, als der Steuergutſcheinberechtigte von 
feinem Recht Gebrauch macht, in Steuer⸗ 
gutſcheinen zu bezahlen. 

Beiſpiel: 

A hat eine Forderung von 1000 RM an den 
Verſorgungsbetrieb einer Stadtgemeinde. Der Ver⸗ 
ſorgungsbetrieb hat eine Forderung von 1000 RM 
an A. A erklärt, er wolle in Höhe von 400 RM in 
Steuergutſcheinen bezahlen. Der Verſorgungs⸗ 
betrieb kann mit ſeiner Forderung an A gegen die 
Forderung des A (600 RM in Geld, 400 RM in 
Steuergutſcheinen) aufrechnen. 


e) Aufrechnung gegen die fteuergut- 
ſcheinfähige Forderung eines 
Steuergutſcheinberechtigten mit 
der nicht ſteuergutſchein fähigen 
Forderung eines Steuergutſchein⸗ 
pflichtigen 
Es kann nur der Teil der gegenſeitigen Forde⸗ 

rungen aufgerechnet werden, der in Geld zu ent⸗ 

richten iſt. 

Beiſpiel: 

A ſchuldet dem Verſorgungsbetrieb einer 
Stadtgemeinde 1000 RM nicht ſteuergutſchein⸗ 
fähige Miete (Hinweis auf § 10 der Zweiten 
NFDBO) Der Verſorgungsbetrieb ſchuldet dem A 
1000 RM aus einer Maſchinenlieferung. Dann 
muß der Verſorgungsbetrieb an A 600 RM in Geld 


und 400 RM in Steuergutſcheinen bezahlen. A 
ſchuldet 1000 RM in Geld. Aufrechenbar iſt hier 
nur die Geldforderung. A muß alſo dem Ver⸗ 
ſorgungsbetrieb noch 400 RM in Geld zahlen und 
erhält vom Verſorgungsbetrieb 200 RM ein Steuer⸗ 
gutſcheinen I und 200 RM in Steuergutſcheinen II. 


Eine Schwierigkeit tritt ein, wenn A ein 
ſchlechter Schuldner iſt. Dem Verſorgungs⸗ 
betrieb kann im allgemeinen nicht zugemutet werden, 
an A in Steuergutſcheinen zu zahlen auf die Gefahr 
hin, daß A den Geldbetrag ſchuldig bleibt. In 
dieſen Fällen wird die ſteuergutſcheinpflichtige Stelle 
oft ein Zurückbehaltungsrecht haben. Sie 
wird die Steuergutſcheine dem A erſt aushändigen, 
wenn dieſer ſeinerſeits zahlt. Das zwangs⸗ 
weiſe Vorgehen gegen den ſäumigen Schuldner 
wird durch das Zurückbehaltungsrecht nicht beein⸗ 
trächtigt. Es kann unter Umſtänden erforderlich ſein, 
daß der Verſorgungsbetrieb die Forderung des A 
pfändet. 


f) Aufrechnung gegen die fteuergut- 
ſcheinfähige Jorderung eines 
Steuergutſchein berechtigten mit 
der ſteuergutſcheinfähigen Forde⸗ 
rung eines anderen Steuergut⸗ 
ſchein berechtigten 
Hier ſtehen ſich zwei gleichartige Forde⸗ 

rungen gegenüber, die gegeneinander aufgerechnet 

werden können. 

Beiſpiel: 

A ſchuldet dem B 1000 RM, und B ſchuldet 
dem A 1000 RM. A kann durch Erklärung gegen⸗ 
über B die Forderungen gegeneinander aufrechnen. 


g) Aufrechnung gegen die ſteuergut⸗ 
ſcheinfähige Forderung eines 
Steuergutſchein berechtigten mit 
der nicht ſteuergutſchein fähigen 
Forderung eines gewerblichen Un⸗ 
ternehmers 


In dieſem Fall muß der Schuldner der ſteuer⸗ 
gutſcheinfähigen Forderung erklären, ob er ſein Recht 
ausüben will, bis zu 40 vom Hundert des Rechnungs⸗ 
betrags in Steuergutſcheinen zu entrichten. Soweit 
er in Steuergutſcheinen zu zahlen wünſcht, kann 
nicht aufgerechnet werden. 

Beiſpiel: 

A (Großhändler) hat an B (Zuckerfabrik) eine 
Forderung von 1000 AM aus der Lieferung von 
Maſchinen. B hat an A eine Forderung in Höhe 
von 1000 RM aus der Lieferung von Zucker. Dieſe 
Forderung iſt nicht ſteuergutſcheinfähig (Hinweis 
auf 8 7 Ziffer 6 der Zweiten NF DO). B will an 
A 800 RM in Geld und 200 RM in Steuergut⸗ 
ſcheinen II zahlen. A muß für die Zuckerlieferung 
1000 RM in Geld zahlen. Aufrechenbar find nur 
die Geldforderungen. Im übrigen muß A an B 
200 RM in Geld zahlen, und B kann dem A 
200 RM in Steuergutſcheinen II an Zahlung⸗ 
ſtatt geben. 
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Die Sicherungsübereignung 


Von Regierungsrat Dr. Hager, Lehrer an der Reichsfinanzschule Berlin 


Inhalt: 


— 


Zweck, Entſtehung und Wirkung der Sicherungsüber⸗ 
eignung, 

. Die Sicherungsübereignung in Oſterreich und Reform- 
vorſchläge, 

. Die Erforderniſſe für den Sicherungsübereignungsver⸗ 


trag, 
„Nichtigkeit und Anfechtbarkeit des Sicherungsüber⸗ 
eignungsvertrags, 
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Zweck, Entſtehung und Wirkung der Sicherungs- 
übereignung 

Die Sicherungsübereignung iſt im einzelnen 
nicht geſetzlich geregelt. Sie iſt entſtanden 
aus dem Bedürfnis der Wirtſchaft, Kredite durch 
ſolche beweglichen Sachen zu ſichern, deren Beſitz 
dem Kreditnehmer im Intereſſe einer ordnungs⸗ 
mäßigen Fortführung ſeines Betriebs verbleiben muß 
und die er aus dieſem Grund nicht verpfänden 
kann. Die Sicherungsübereignung wird rechtlich ge⸗ 
ſtützt auf das Beſitzkonſtitut des 8 930 BGB. Die 
Rechtſprechung hat dann ſeit langem in vielen Ent⸗ 
ſcheidungen die Sicherungsübereignung anerkannt und 
im einzelnen ausgebaut. 


8 930 BGB gemäß kann bei der Übertragung des 
Eigentums an einer beweglichen Sache die Übergabe 
dadurch erſetzt werden, daß zwiſchen dem Eigen⸗ 
tümer, der ſich im Beſitz der Sache befindet, und 
dem Erwerber ein Rechtsverhältnis vereinbart 
wird, vermöge deſſen der Erwerber den mittel ⸗ 
baren Beſitz erlangt. Dieſes Rechtsverhältnis 
pflegt in den meiſten Fällen ein Leihvertrag 
oder Verwahrungsvertrag zu ſein. Es kann 
aber auch ein kommiſſionsähnliches Ver⸗ 
hältnis, ein Mietvertrag oder dergleichen verein⸗ 
bart werden. 


Ebenſo wie bei dem Beſitzkonſtitut iſt auch bei der 
Sicherungsübereignung die Eigentumsüber⸗ 
tragung rechtlich und tatſächlich gewollt und 
ernſtlich gemeint. Im Gegenſatz zum Beſitzkonſtitut 
iſt ſie aber bei der Sicherungsübereignung nur auf 
Zeit gewollt, nämlich nur für die Zeit bis zur 
Erledigung des gewährten Kredits. Es 
kann ſogar beim Abſchluß des Sicherungsübereignungs⸗ 
vertrags vereinbart werden, daß beim Erlöſchen der 
geſicherten Forderung das Eigentum an den Kredit⸗ 
nehmer ohne weiteres zurückfallen ſoll. Dann iſt 
der Eigentumsübergang von Anfang an auflöſend 
bedingt. 


Im Vergleich zur Verpfändung hat der S chuld⸗ 
ner bei der Sicherungsübereignung den Vorteil, daß 
er im Beſitz dieſer Sachen verbleibt, und daß 
die von ihm ſeinem Gläubiger gewährte Sicherung 
Dritten nicht erkennbar wird. Ein Nachteil 
für ihn iſt es, daß er das Eigentum an dieſen 
Sachen aufgibt. Bei der Verpfändung 
bleibt er Eigentümer. 


6 


5. Die Sicherungsübereignung im Konkurs des Schuldners. 


6. Begründet die Sicherungsübereignung auch gegenüber 
dem Steuerfiskus ein die Veräußerung hinderndes Recht?, 

7. Das Finanzamt und das Hauptzollamt als Sicherungs⸗ 
nehmer, 

8. Die Urkundenſteuer bei der Sicherungsübereignung. 


Der Gläubiger hat bei der Sicherungsüber⸗ 
eignung den Vorteil, daß er nach außen volles 
bürgerlich ⸗ rechtliches Eigentum er ⸗ 
wirbt. Nachinnen, dem Schuldner gegenüber, iſt 
er allerdings verpflichtet, das Eigentum nur zur Siche⸗ 
rung des gewährten Kredits zu verwerten und es nach 
Bezahlung der Schuld auf den Schuldner zurückzu⸗ 
übertragen. Ein Nachteil für den Gläubiger iſt es, 
daß er als nichtbeſitzender Gläubiger in erheb- 
lichem Maß von der Ehrlichkeit ſeines 
Schuldners abhängig iſt. Der Pfandgläu⸗ 
biger dagegen hat den Beſitz der verpfändeten 
Sachen. 


Betrachtet man die Sicherungsübereignung nicht 
von ihrer rechtlichen, ſondern von ihrer wirt⸗ 
ſchaftlichen Seite, dann iſt feſtzuſtellen, daß der 
Sicherungsnehmer wiͤrtſchaftlich Pfandgläu⸗ 
biger werden ſoll und der Sicherungsgeber 
wirtſchaftlicher Eigentümer bleiben will. 
Wirtſchaftlich geſehen iſt daher die Sicherungsüber⸗ 
eignung nur eine Verpfändung. Sie ſchafft ein Pfand⸗ 
recht gewiſſermaßen in Form einer Mobiliarhypothek, 
die aber im Gegenſatz zur Grundſtückshypothek nach 
außen nicht erkennbar in Erſcheinung tritt. Darin 
liegt aber das Bedenkliche der Sicherungsübereignung. 


2. Die Sicherungsübereignung in Öfterreid und 
Reformvorſchläge 


In Oſterreich hatte die Rechtſprechung für die 
Sicherungsübereignung die körperliche Über ⸗ 
gabe wie bei dem Pfandrecht verlangt oder 
zumindeſt die Kenntlichmachung für jeden 
Dritten durch Zeichen. 


Im Altreich gehen die Reformvorſchläge dahin, 
die Sicherungsübereignung abzuſchaffen und 
dafür neben dem bisherigen Pfandrecht mit dem be- 
ſitzenden Gläubiger ein Pfandrecht mit 
beſitzendem Schuldner zu ſchaffen, das aber 
durch beſondere Formvorſchriften und Regiſterzwang 
nach außen jedermann erkennbar wird. Das wäre 
eine öffentlich eingetragene Mobiliar- 


hypothek. 


3. Die Erforderniſſe für den Sicherungsübereignungs⸗ 
vertrag 
Um den Unzuträglichkeiten und Unſicherheiten im 
Rechts- und Wirtſchaftsleben zu begegnen, die ſich bei 
der bisherigen Art der Sicherungsübereignung leicht 


Deutsche Steuer-Zeitung u. Wirtschaftlicher Beobachter / 28. Jahrg. / Nr. 32 / 12. Aug. 1939 / S. 741 
— mmm IE 


ergeben können, hat die Rechtſprechung an den Siche⸗ 
rungsübereignungsvertrag beſondere Anforderungen 
geſtellt. Ein Sicherungsübereignungsvertrag iſt zum 
Beiſpiel nichtig, wenn nicht die Vereinbarung des 
Rechtsverhältniſſes, durch das der Erwerber § 930 
By gemäß den mittelbaren Beſitz erlangt, in recht ⸗ 
lich einwandfreier Weiſe erfolgt. Aus der 
Vereinbarung muß deutlich erkennbar ſein, ob ein 
Leih vertrag, Miet vertrag, Verwahrungs⸗ 
vertrag oder dergleichen abgeſchloſſen iſt. 


Die übereigneten Gegenſtände müſſen genau 
beſtimmt ſein. Bloße Beſtimmbarkeit genügt 
nicht. Es würde z. B. an der erforderlichen Be⸗ 
ſtimmtheit fehlen, wenn zur Feſtſtellung erſt Ermitt⸗ 
lungen außerhalb des Sicherungsübereignungsver⸗ 
trags durch Heranziehung von Rechnungen oder Lager⸗ 
büchern angeſtellt werden müßten. Anderſeits würde 
eine Vereinbarung genügen, nach der alle in genau 
beſtimmten Räumen befindlichen und ſpäter in ſie 
hineinkommenden Waren übereignet ſein ſollen. 


Es kann auch eine Sachgeſamtheit, z. B. 
ein Warenlager, übereignet werden. Dabei 
müſſen aber die Einzelſachen genau be⸗ 
ſti m mt fein, die bloße Angabe der Beſtandteile nach 
Zahl oder Menge würde nicht genügen. Wenn 
nur ein Teil eines Warenlagers übereignet werden 
fol, muß dieſer Teil beſtimmt oder beſtimm⸗ 
bar abgegrenzt ſein, ſo daß die übereigneten 
Waren jederzeit ohne weiteres von dem übrigen 
Warenlager getrennt werden können. 


Es kann auch ein Warenlager mit wechſeln⸗ 
dem Beſtand übereignet werden. Das geſchieht 
dadurch, daß der Schuldner ſich in dem Sicherungs⸗ 
übereignungsvertrag verpflichtet, den Warenbeſtand 
immer auf derſelben Höhe zu halten, und 
daß zwiſchen ihm und dem Gläubiger vereinbart wird, 
daß ſpäter vom Schuldner anzuſchaffende Waren ſofort 
mit der Anſchaffung in das Eigentum des Gläubigers 
übergehen ſollen. Hat der Schuldner Waren über⸗ 
eignet, die er weiter verarbeiten will, und 
würde er $ 950 BGB gemäß durch die Verarbeitung 
Eigentümer werden, ſo kann ſchon beim Abſchluß des 
Sicherungsübereignungsvertrags vereinbart werden, 
daß auch das neue Erzeugnis dem Gläubiger als 
übereignet gelten ſoll. 


4. Nichtigkeit und Anfechtbarkeit des Sicherungsüber⸗ 
eignungsvertrags 


Ein Sicherungsübereignungsvertrag, bei dem die 
Übereignung nicht ernſtlich gewollt iſt, iſt 
§ 117 BGB gemäß als Scheingeſchäft nichtig. 
Es wird nicht immer leicht ſein, den Nachweis zu er⸗ 
bringen, daß die Übereignung nicht ernſtlich gewollt 
iſt. Anhaltspunkte dafür können z. B. die Übereignung 
unentbehrlicher Gegenſtände oder ein erhebliches Miß⸗ 
verhältnis zwiſchen dem Wert der übereigneten Sachen 
und der Höhe der Forderung des Gläubigers oder 
eine Übereignung an nahe Verwandte ſein. § 138 
BGB gemäß iſt ein Sicherungsübereignungsvertrag 
nichtig, der gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſt ö ß t. Hier hat die Rechtſprechung insbeſondere zwei 
Fälle herausgearbeitet: den ſogenannten Knebel ⸗ 
vertrag, durch deſſen Nichtigkeit die Recht⸗ 


ſprechung den Schuldner ſchützen will, und den 
ſogenannten Kredittäuſchungsvertrag, 
durch deſſen Nichtigkeit die Rechtſprechung dritte 
Gläubiger ſchützen will. 


Ein Knebelvertrag liegt vor, wenn durch 
die Sicherungsübereignung der Schuldner ganz oder 
faſt ganz ſeiner wirtſchaftlichen Freiheit 
oder Unabhängigkeit beraubt wird. Das 
wird immer der Fall ſein, wenn er völlig dem 
Willen des Gläubigers unterworfen iſt. 


Auch in der Übereignung unpfändbarer 
Gegenſtände wird regelmäßig ein Knebelvertrag zu er⸗ 
blicken ſein. Eine Schädigungsabſicht des Gläubigers 
braucht dabei keineswegs vorzuliegen, ſo daß derjenige, 
der die Nichtigkeit geltend machen will, nicht dem 
Gläubiger eine unlautere Ausnutzung ſeiner Macht⸗ 
ſtellung nachzuweiſen braucht. 


Auch bei dem Kredittäuſichungsvertrag 
iſt nicht erforderlich, daß der Sicherungsgeber oder 
Sicherungsnehmer die Abſicht hat, dritte Gläubiger zu 
benachteiligen. Ein Kredittäuſchungsvertrag iſt immer 
dann gegeben, wenn der Schuldner einem Gläubiger 
annähernd alle greifbaren Vermögenſtücke übereignet 
und die Übereignung nach außen verdeckt bleibt und 
der Schuldner kreditfähig erſcheint. Sollte der Schuld⸗ 
ner dem Gläubiger ſein geſamtes Vermögen zur 
Sicherheit übereignet haben, dann könnten dritte 
Gläubiger ſich an den Sicherungsnehmer auch $ 419 
BGB gemäß halten, weil diefer dann als Übernehmer 
des Vermögens mit dieſem für die Schulden des Siche⸗ 
rungsgebers haften würde, und zwar unbeſchadet der 
Fortdauer der Haftung des bisherigen Schuldners. 


Hat der Schuldner die Sicherungsübereignung 
in der Abſicht vorgenommen, die anderen 
Gläubiger zu benachteiligen, und war 
dem Sicherungsnehmer die Benachteiligungsabſicht 
bekannt, ſo können dritte Gläubiger auch § 3 des 
Anfechtungsgeſetzes gemäß die Übereignung an⸗ 
fechten. Dabei braucht die Benachteiligung der 
Gläubiger nicht der Zweck des Sicherungsüber⸗ 
eignungsvertrags zu fein. Es genügt ſchon das Be⸗ 
wußtſein des Schuldners, da ß vorausſichtlich eine 
Benachteiligung der Gläubiger zu erwarten iſt. 


5. Die Sicherungsübereignung im Konkurs des 
Schuldners 


Im Konkurs des Schuldners wird der Gläu⸗ 
biger hinſichtlich der übereigneten Gegenſtände wie 
ein Pfandgläubiger behandelt. Es ſteht ihm 
kein Ausſonderungsrecht, ſondern nur ein 
Abſonderungsrecht zu. Er kann nur vor ⸗ 
zugsweiſe Befriedigung aus der ihm ſiche⸗ 
rungsweiſe übereigneten Sache verlangen, nicht wie 
ſonſt ein Eigentümer die Herausga be der 
Sache. Der Grund dafür iſt nach Anſicht des Reichs⸗ 
gerichts, daß der Konkurs zu einer ſofortigen Löſung 
nicht nur des ſachenrechtlichen Verhältniſſes, ſondern 
auch des der Sicherungsübereignung zugrunde liegen⸗ 
den perſönlichen Verhältniſſes zwingt. 

Der Sicherungsnehmer darf nicht gleichzeitig die 
Sache ausſondern und wegen ſeiner geſamten Forde⸗ 
rung Befriedigung aus der Maſſe verlangen. Er kann 
den Wert des übereigneten Gegenſtands nur inſoweit 
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beanſpruchen, als er ſeine Forderung nicht überſteigt, 
im übrigen muß er der Maſſe den Wert gewähren. 


6. Begründet die Sicherungsübereignung auch gegen⸗ 
über dem Steuerfiskus ein die Veräußerung hin⸗ 
derndes Recht? 


Es iſt allgemein anerkannt, daß die Sicherungs⸗ 
übereignung dem Sicherungsnehmer — abgeſehen vom 
Konkurs — ein die Veräußerung hinderndes Recht 
gibt im Sinn von 8771 ZPO und 8 328 AD. Er kann 
alſo der Zwangsvollſtreckung dritter Gläubiger in die 
ihm übereigneten Sachen im Weg der Klage vor dem 
ordentlichen Gericht mit Erfolg widerſprechen. Ob 
dieſes Widerſpruchsrecht auch gegenüber dem Fiskus 
gilt, der wegen einer Steuer forderung gegen 
den Sicherungsgeber in die dem Sicherungsnehmer 
übereigneten Sachen vollſtreckt, iſt zur Zeit der alten 
Reichsabgabenordnung viel erörtert worden. 


Im Jahr 1926 hatte der Reichsminiſter der 
Finanzen dem Reichsfinanzhof den folgenden Fall zur 
Begutachtung vorgelegt: 


„Ein Steuerpflichtiger hat als Sicherheit für 
einen Kredit, den er bei einem Dritten in Anſpruch 
genommen hat, ſein Warenlager dem Dritten über⸗ 
eignet. Nachdem das Eigentum auf den Dritten 
übergegangen war, hat das Finanzamt wegen 
Reichsſteuern, mit denen der Steuerpflichtige in 
Rückſtand war, Teile des Warenlagers gepfändet. 
Steht dem Dritten auf Grund ſeines durch die 
Sicherungsübereignung erworbenen Eigentums ein 
die Veräußerung hinderndes Recht im Sinn des 
8 301 der Reichsabgabenordnung zu?“ 


Der Reichsfinanzhof hat in einem Gutachten vom 
8. Juni 1926 (Entſcheidungen des RF Band 19 
S. 126 u. f.) die Frage verneint. Er ſtützte ſeine 
Anſicht auf § 80 Abſatz 1 Satz 1 AD (alt). Dieſer 
beſagte, daß, wer einen Gegenſtand als ihm ge- 
hörig beſitzt, im Sinn der Steuergeſetze wie ein 
Eigentümer behandelt wird. Wenn aber der 
übereignende Schuldner bei der Ver; 
anlagung von Steuern als Eigentümer behandelt 
würde, müſſe er ſich dieſes auch bei der Vollſtrek⸗ 
kung von Steueranſprüchen gefallen laſſen, da ſich 
die Vorſchrift ihrem Wortlaut nach auf das ganze 
Gebiet der Steuergeſetzgebung, alſo auch auf § 301 AO 
(8 328) bezöge. Wenn der Geſetzgeber eine Steuer 
ſchuld als zu Recht beſtehend anerkenne, dann müſſe er 
auch prozeßrechtlich wenigſtens die praktiſche Möglich⸗ 
keit der Beitreibung geben. Es würde aber im Wirt- 
ſchaftsleben zu Schwierigkeiten führen, wenn die 
Sicherungsübereignung in der Zwangsvollſtreckung 
gegenüber dem Steuerfiskus als vollſtändig unwirk⸗ 
ſam behandelt würde. Deshalb wollte der Reichsfinanz⸗ 
hof dem Sicherungsgläubiger — fo wie einem Pfand- 
gläubiger — die Klage aus § 319 AD ($ 346) auf bor- 
zugsweiſe Befriedigung aus dem Erlös geben, und 
zwar wegen ſeiner Forderungen, die zur Zeit der 
Pfändung beſtehen, die wegen der Steuerforderung 
vorgenommen wird, da dem Weſen der Sache nach die 
Sicherungsübereignung nur eine verſchleierte 
Pfandbeſtellung ſei. 

Der Anſicht dieſes Gutachtens hat ſich damals von 
den ordentlichen Gerichten nur das Oberlandesgericht 


Königsberg in einem Urteil angeſchloſſen (RStBl. 
1927 S. 239). Das Reichsgericht dagegen hat ſich in 
einem Urteil vom 9. April 1929 (RStBl. 1929 S. 307) 
auf den entgegengeſetzten Standpunkt geſtellt 
und ausdrücklich das Sicherungseigentum als ein die 
Veräußerung hinderndes Recht im Sinn des 
§ 301 AO (8 328) anerkannt. Da derartige Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, ob ein die Veräußerung hin- 
derndes Recht dem Sicherungsnehmer zuſteht, oder 
ob er nur ein Recht auf vorzugsweiſe Befrie⸗ 
digung hat, nur vor die ordentlichen Gerichte zur 
Entſcheidung kommen kann, war mit der Entſcheidung 
des Reichsgerichts die Frage zuungunſten des 
Steuerfiskus praktiſch erledigt. 

Der Tatbeſtand des damaligen § 80 AO wird 
heute durch 811 St An p G ſſteuerrechtlich geregelt. 
Dort heißt es, die Vorſchrift, daß Wirtſchaftsgüter, die 
zum Zweck der Sicherung übereignet worden ſind, dem 
Veräußerer zugerechnet werden, gelte für die Zu⸗ 
rechnung bei der Beſteuerung. Der Begriff 
„Beſteuerung“ umfaßt auch die Beitrei- 
bung. Die Zurechnungsvorſchriften des § 11 StAnp® 
gelten aber nur inſoweit, als nichts anderes beſtimmt 
iſt. Soweit Sondervorſchriften beſtehen, iſt kein Raum 
für eine Anwendung des § 11 StAnpG. Durch das 
Steueranpaſſungsgeſetz iſt aber dem § 328 Abſatz 1 AO 
der Satz eingefügt worden: 

„Welche Rechte die Veräußerung hindern, be⸗ 

ſtimmt ſich nach bürgerlichem Recht.“ 
Damit erkennt die Reichsabgabenordnung jetzt aus⸗ 
drücklich die in dem Reichsgerichtsurteil vom 9. April 
1929 geäußerte Anſicht an. Dem Sicherungsnehmer 
ſteht alſo in jedem Fall bei dem Vorliegen einer rechts⸗ 
gültigen Sicherungsübereignung auch gegenüber dem 
Steuerfiskus ein die Veräußerung hinderndes 
Recht 8771 ZPO und 8328 AO gemäß zu. 

Der Steuerfiskus kann ſich nicht ſeine Schuldner 
auswählen. Er muß den Steuerſchuldner in der wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage annehmen, in der er ſich bei der Ent- 
ft eh ung der Steuerſchuld befindet. Aus dieſen 
Gründen läge eine Kenntlichmachung der Sicherungs⸗ 
übereignung für jedermann auch im Intereſſe des 
Steuerfiskus. 


7. Das Finanzamt und das Hauptzollamt als Siche⸗ 
rungsnehmer 


Die Reichsfinanzverwaltung kann auch ſelbſt in 
die Lage kommen, Sicherungsübereignungsverträge 
mit Steuerpflichtigen abzuſchließen. 839 Abſatz 4 der 
Beitreibungsordnung und $ 35 Abſatz 3 der Stun- 
dungsordnung ſehen das ausdrücklich vor. 

Für die Hauptzollämter kommt hier be⸗ 
ſonders die Übereignung von Waren und 
Warenlagern für Zölle und Verbrauch 
ſteuern in Betracht. Sie dürfen daher ſolche Ver⸗ 
träge ohne weiteres abſchließen. 

Für die Finanzämter ſchreibt § 35 Abſatz 1 
der Stundungsordnung zur Annahme einer Siche⸗ 
rungsübereignung von Waren die vorherige 
Zuſtimmung des Oberfinanzpräſiden⸗ 
ten vor. Sicherungsübereignungsverträge über 
andere Sachen, z. B. Mobiliar, Automobil 
uſw., kann das Finanzamt ohne Zuſtimmung des 
Oberfinanzpräſidenten abſchließen. 
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Von dieſer Möglichkeit haben beſonders die 
Finanzämter, die nach den Reichsfluchtſteuervorſchriften 
Sicherheitsbeſcheide zu erlaſſen hatten, wiederholt 
Gebrauch gemacht, wenn andere beſſere Sicherheiten 
nicht zu erlangen waren. Ein ſolcher Sicherungsüber⸗ 
eignungsvertrag kann lauten: 


It. Sicherheitsbeſcheid vom eee. 


eine Sicherheit 
Ina e DONE AM — an... teuer — 
NM. 


Das Finanzamt ſtundet dieſen Rückſtand gegen 
ME v. H. Jahreszinſen widerruflich mit der Maßgabe, 


daß wöchentlich — monatlich — jeweils bis zum ., 
erſtmalig bis zum eee mem RM 
und der Reſt bis zum neee. „an die Finanzkaſſe 


zu entrichten ſind. Wird eine Rate nicht pünktlich am 
Fälligkeitstag gezahlt, ſo gilt ohne weiteres der Widerruf 
als erfolgt und iſt ſofort der ganze Reſt fällig und auch 
der Säumniszuſchlag verwirkt. 

Zwiſchen dem Reichsfiskus, vertreten durch den Vor⸗ 
ſteher des Finanzamts nme „und dem — den — 
Steuerpflichtigen wird vereinbart: 

Zur — Teil» — Sicherung — der Steuerſchuld nebſt 
aufgelaufenen Zinſen und Koſten — übereignet — über⸗ 


G i e ug dem Reichsfiskus die in der 
Anlage bezeichneten Gegenſtände im Taxwert des Voll⸗ 
ziehungsbeamten bon „nee RM. Er — Sie — ber» 


ſichert — verſichern — ausdrücklich, daß dritten Perſonen 
irgendwelche Rechte an dieſen Gegenſtänden nicht zuſtehen, 
und daß er — fie — nicht mit — mit nicht mehr als drei 
monatlichen — Mietzahlungen — im Geſamtbetrag von 
. AM — in Rückſtand iſt — ſind. 


Der Reichsfiskus nimmt die Übereignung an. Es 
wird vereinbart, daß die übereigneten Gegenſtände leih⸗ 
weiſe im Beſitz des — der — E 
verbleiben. Dieſer — Dieſe — iſt — ſind — verpflichtet 
a) für ordnungsgemäße Aufbewahrung, Inſtandhaltung 

und Verſicherung zu ſorgen, 

b) jede Veränderung, insbeſondere jede Pfändung und 
die Anordnung des Vergleichsverfahrens oder des 
Konkurſes, dem Finanzamt innerhalb vierundzwanzig 
Stunden anzuzeigen, 

e) dem Finanzamt innerhalb vierundzwanzig Stunden 
anzuzeigen, wenn er — fie — mit mehr als drei 
Monatsraten der Miete in Rückſtand gekommen iſt — 
ſind. ; 
Der Reichsfiskus iſt berechtigt, jederzeit die Ein⸗ 

haltung der vom — bon — eee. über⸗ 

nommenen Verpflichtungen an Ort und Stelle zu über⸗ 
wachen und Prüfungen vorzunehmen. 


Kommt — Kommen — eee. ſeinen 
— ihren — Verpflichtungen nicht nach oder wird — 
werden — er — fie — mit mehr als drei Mietsraten rück⸗ 
ſtändig, ſo iſt der Reichsfiskus berechtigt, d. übereigneten 
Gegenſtand — Gegenſtände — ohne vorherige Mitteilung 
abzuholen und zu verwerten. Ein Überſchuß des Erlöſes 
über die oben bezeichnete —n— Sicherheiten — Steuer⸗ 
ſchuld—en — iſt eee. zuzuführen. 

Nach Fortfall des Sicherheitsbeſcheids — Tilgung der 
Steuern — hat der Reichsfiskus das Eigentum an den 
übereigneten Gegenſtänden zurückzuübertragen. 

Ort und Zeit Der Vorſteher des Finanzamts 


Unterſchrift des Steuerpflichtigen 


Das Finanzamt wird ſich dabei ſtets bewußt ſein 
müſſen, daß es ſich nur um eine notdürftige 
Sicherheit handelt. Es wird daher wiederholt in nicht 
zu langen Zeitabſtänden einen Vollziehungsbeamten 
mit einer Nachprüfung beauftragen müſſen. 
Dabei hat der Vollziehungsbeamte zu prüfen, ob alle 
übereigneten Gegenſtände noch vorhanden ſind, ob ſie 
ſich noch in demſelben Zuſtand befinden, ob ſie ord⸗ 
nungsgemäß aufbewahrt werden, ob ſie ordnungs⸗ 
gemäß verſichert find, z. B. gegen Feuer und Ein⸗ 
bruch, ob die Verſicherungsprämien bezahlt ſind, und 
ob der Sicherungsgeber nicht mit Mietzahlungen in 
Rückſtand iſt. 


8. Die Urkundenſteuer bei der Sicherungsübereignung 


Da die Sicherungsübereignung dem gleichen wirt⸗ 
ſchaftlichen Zweck wie das Pfandrecht dient, war ſie 
im bayeriſchen, ſächſiſchen und hamburgiſchen Stem⸗ 
pelſteuergeſetz ſteuerlich der Pfandrechtbeſtel⸗ 
lung gleichgeſtellt. Nach preußiſchem Stempelrecht 
unterlagen Sicherungsübereignungen, wenn ſie ſich 
als entgeltliche Veräußerungsgeſchäfte darſtellten, der 
Tarifſtelle für Kaufverträge. 


Das Urkundenſteuergeſetz hat ſich dem 
bayeriſchen und ſächſiſchen Stempelſteuergeſetz ange⸗ 
ſchloſſen. Es erklärt die Erklärung des Schuldners 
oder einer anderen Perſon, dem Gläubiger das Eigen⸗ 
tum an einer beweglichen Sache zur Sicherung zu 
übertragen, für ſteuerpflichtig. Wird jedoch 
über die zur Sicherung beſtimmten Gegenſtände 
zwiſchen den Beteiligten ein entgeltlicher Ver ⸗ 
äußerungsvertrag abgeſchloſſen, ſo kommt die 
Steuer des § 12 (Kaufverträge) zur Erhebung. 


Wird ein Warenlager übereignet mit der 
Vereinbarung, daß der Schuldner zwarverf ügen 
dürfe, aber den Beſtand immer auf der⸗ 
ſelben Höhe zu halten habe, dann iſt die Steuer 
nur einmal von dem zur Zeit des Ver⸗ 
tragsabſchluſſes vorhandenen Beſtand 
zu berechnen. Grundlage der Beſteuerung iſt der ſich 
gleichbleibende einmalige Wert des Warenlagers. 
Überſteigen die Zugänge den urſprüng⸗ 
lichen Beſtand, ſo iſt inſoweit die Steuer für jede 
neue Sicherungsübereignungserklärung zu er⸗ 
heben. Dagegen ſind Mitteilungen an den Gläubiger, 
die nur Beſtandsmeldungen enthalten und 
unter Bezugnahme auf den abgeſchloſſenen Siche⸗ 
rungsübereignungsvertrag abgegeben werden, ni cht 
ſteuerpflichtig. 


Enthält die Sicherungsübereignung die Beſtim⸗ 
mung, daß der Gläubiger zum Verkauf der 
übereigneten Sachen nach eigenem Ermeſſen 
berechtigt ſein ſoll, wenn der Schuldner ſeinen Ver⸗ 
pflichtungen gegenüber dem Gläubiger nicht nach⸗ 
kommt, ſo iſt nicht die Kaufvertragſteuer, ſondern die 
Sicherungsübereignungſteuer zu erheben, weil eine 
ſolche Verkaufsklauſel in der Regel als Beſtandteil 
der Sicherungsübereignungserklärung anzuſehen iſt. 


8 69 des Verſicherungsvertragsgeſetzes gemäß 
geht bei der Übereignung auch der Verſiche⸗ 


S. 744 Deutsche Steuer-Zeitung u. Wirtschaftlicher Beobachter / 28. Jahrg. / Nr.32 / 12. Aug. 1939 


rungsanſpruch über. Es wird daher in der Regel 
eine Abtretung des Verſicherungsanſpruchs dann 
nicht vorliegen, wenn ſie nur für die Dauer der 
Übereignung erklärt wird. Werden aber in 
einem Sicherungsübereignungsvertrag alle An⸗ 
ſprüche aus der Verſicherung hinſichtlich des über⸗ 
eigneten Gegenſtands ausdrücklich abgetreten, ſo iſt 
die Steuer nach § 21 zu erheben; denn in dieſem Fall 


bleibt die Abtretung rechtswirkſam, auch wenn die zur 
Sicherung übereignete Sache zurückübereignet wird. 

Die Steuer beträgt 1 vom Tauſend. Sie wird 
vom Wert der geſicherten Forderung ohne Zinſen und 
Koſten berechnet. Iſt der Wert der zur Sicherung 
übereigneten Sache kleiner, ſo iſt dieſer Wert maß⸗ 
gebend. Das gilt auch, wenn ſich der Wert der ſicher⸗ 
geſtellten Forderung nicht ſchätzen läßt. 


Die Stellung des Rechtsanwalts nach der Reichsabgabenordnung 


Von Regierungsrat Dr. Weber, Finanzamt Stargard 


Inhalt: 


1. Einführung. 
2. Geſetzliche Grundlagen, 
3. Auskunfts- und Vorlegungspflichten, 


1. Einführung 

Die ſtändig ſteigende Bedeutung des Steuerrechts 
hat es mit ſich gebracht, daß die Rechtsanwälte in 
immer größerem Umfang Beratungen und Vertretun⸗ 
gen in ſteuerlichen Angelegenheiten übernehmen. Sie 
erkennen, daß hier ein weites Gebiet liegt, das ihrer 
berufsmäßigen Betreuung erſchloſſen werden kann. 
Die Abneigung gegen den ſpröden Stoff beginnt in 
ihren Reihen langſam überwunden zu werden. Eine 
große Anzahl von ihnen iſt bereits in die „Liſte der 
Fachanwälte für Steuerrecht“ eingetragen worden. 
Die für ſie eingerichteten Lehrgänge an der Reichs⸗ 
finanzſchule Berlin erfreuen ſich eines ſtarken Zu⸗ 
ſpruchs. 

Die Finanzämter werden deshalb in Zukunft 
neben den Steuerberatern und Steuerhelfern in zu⸗ 
nehmendem Maß mit Rechtsanwälten als Ver⸗ 
tretern der Steuerpflichtigen zu tun haben. Bei dieſer 
Sachlage erſcheint ein Überblick über die geſetzlichen 
Beſtimmungen angebracht, die ſich mit der Stellung 
des Anwalts, insbeſondere mit ſeinen Pflichten bei 
der Betreuung in Steuerſachen, befaſſen. 


2. Geſetzliche Grundlagen 


Die wichtigſten Beſtimmungen über die Stellung 
des Rechtsanwalts im Steuerrecht ſind in der Reichs⸗ 
abgabenordnung, insbeſondere im zweiten Abſchnitt 
des zweiten Teiles, enthalten. Sie betreffen in der 
Hauptſache die Auskunfts⸗ und Vorlegungspflicht, die 
vermögensrechtliche und die ſtrafrechtliche Verant⸗ 
wortung des Anwalts. 


3. Auskunfts- und Vorlegungspflicht 


Bei der Auskunftspflicht des Rechtsanwalts iſt 
zunächſt zu unterſcheiden zwiſchen den beruflich 
und den außer beruflich zu feiner Kenntnis ge⸗ 
langten Tatſachen. 

In bezug auf das, was ihm außer beruflich, 
alſo ohne Rückſicht auf ſeine Tätigkeit als Rechts⸗ 
anwalt, bekanntgeworden iſt, iſt er geſtellt wie jeder 
Dritte, der nicht als Steuerpflichtiger unmittel⸗ 


4. Vermögensrechtliche Haftung, 
5. Strafrechtliche Verantwortung. 


bar beteiligt iſt. Hier hat er § 175 AO gemäß auf 
Verlangen über alle Tatſachen Auskunft zu geben, die 
für die Feſtſtellung von Steueranſprüchen von Be⸗ 
deutung ſind. 


Bei den beruflich ihm anvertrauten Tatſachen 
find auseinanderzuhalten: Steuerangelegenheiten 
und allgemeine Rechtsangelegenheiten. 


a) Steuer angelegenheiten 


Bei Steuerangelegenheiten gilt die allgemeine 
Regel des 8175 AO. Der Anwalt hat alſo auch über 
diejenigen ſteuerlich bedeutſamen Umſtände Auskunft 
zu geben, die ihm bei der Beratung oder Vertretung 
in Steuerangelegenheiten anvertraut worden ſind 
(8 177 Abſ. 2 AO). Die Vorſchrift gilt für jeden An⸗ 
walt, beſonders auch für den Fachanwalt für Steuer⸗ 
recht. Ein Recht zur Verweigerung der Auskunft 
beſteht nicht. Das Intereſſe des Reiches an der Feſt⸗ 
ſtellung und Durchſetzung von Steueranſprüchen geht 
dem Intereſſe des einzelnen Steuerpflichtigen an der 
Verſchwiegenheit ſeines Anwalts vor. Der Anwalt 
iſt, ſoweit er ſich beruflich mit ſteuerlichen Angelegen⸗ 
heiten befaßt, ſozuſagen als Hilfsſtelle der 
Reichsfinanzverwaltung anzuſehen und hat 
deshalb die gewünſchten Auskünfte zu erteilen. 


Nur in einem Fall iſt er zur Verweigerung 
der Auskunft berechtigt, nämlich dann, wenn er durch 
die Beantwortung der vorgelegten Fragen ſeinen Auf⸗ 
traggeber der Gefahr einer Strafverfolgung 
ausſetzen würde. Dabei ſteht der Gedanke im Vorder⸗ 
grund, daß der Anwalt ebenſowenig wie der Pflichtige 
ſelbſt ſtrafbare Handlungen zu offenbaren braucht, 
ſelbſt dann nicht, wenn durch ſolches Schweigen die 
Steuerermittlung erſchwert wird. Das Schweigerecht 
deckt ſich übrigens mit dem Ausſageverweigerungs⸗ 
recht des Prozeßrechtes. 


Dieſe Ausnahme beſteht nur für Rechts⸗ 
anwälte, nicht auch für Steuerberater und 
Helfer in Steuerſachen. Vom Anwalt wird 
erwartet, daß er beim Erkennen einer Steuerunehr⸗ 
lichkeit den Pflichtigen zur Ehrlichkeit zurückführt, 
etwa auf dem Weg der Selbſtanzeige nach § 410 AO, 
oder ſeine weitere Tätigkeit ablehnt. 
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b) Allgemeine Rechts angelegenheiten 


Hinſichtlich aller anderen Rechtsſachen hat der 
Anwalt ein allgemeines Schweigerecht. 
Er braucht keine Auskunft zu geben über Tatſachen, 
die ihm bei der Beratung und Vertretung auf Ge⸗ 
bieten außerhalb des Steuerrechts anvertraut 
worden find (8177 Abſ. 1 AO). Hierher gehören zum 
Beiſpiel Prozeßſachen, Grundbuch- und Nachlaßſachen 
und die Einziehung von Forderungen. Bei Ein⸗ 
willigung des Vertretenen iſt er von dieſer 
Pflicht zur Verſchwiegenheit entbunden. Eine ſolche 
Einwilligung kann zum Beiſpiel darin liegen, daß der 
Pflichtige an das Finanzamt ſchreibt, Auskunft über 
beſtimmte Angelegenheiten könne der Rechtsanwalt X 
erteilen. 


c) Vermögens verwaltung 


Eine Scheidung in ſteuerliche und in all⸗ 
gemeine Rechtsſachen iſt nicht mehr durchführbar, 
wenn ſich die Tätigkeit des Anwalts nicht auf die Be⸗ 
ratung und Vertretung in einzelnen Angelegenheiten, 
ſondern auf das ganze Vermögen (oder Teile davon) 
erſtreckt, wenn er alſo zum Vermögensver⸗ 
walter beſtellt iſt und über fremdes Vermögen ber- 
fügen kann. In dieſem Fall tritt ſein allgemeines 
Schweigerecht in den Hintergrund. Er ſteht als Ver⸗ 
walter eines Vermögens an der Stelle des Pflichtigen 
ſelbſt und hat deſſen ſämtliche Angelegenheiten wahr⸗ 
zunehmen. Er hat deshalb auch die Pflichten des 
Vertretenen zu erfüllen und, wie dieſer ſelbſt, Aus 
kunft über das verwaltete Vermögen zu geben 
(58 108, 103 AO). 


d) Vorlegungspflicht 


Soweit der Anwalt zur Auskunft ver⸗ 
pflichtet iſt, hat er auch diejenigen Schrift⸗ 
ſtü cke und Geſchäftsbücher vorzulegen, die ſich 
auf beſtimmte Rechtsvorgänge beziehen und vom 
Finanzamt zur Einſicht verlangt werden (8 183 AO). 


Er braucht demnach diejenigen Aufzeichnungen 
nicht vorzulegen, hinſichtlich deren Inhalt er 8 177 AO 
gemäß zur Auskunftsverweigerung berechtigt iſt. 


e) Auskunfts- und Vorlegungspflich ⸗ 
ten im Steueraufſichtsverfahren 


Das Recht zur Verweigerung der Auskunft be⸗ 
ſteht zunächſt im Steuerermittlungsverfahren, darüber 
hinaus aber auch bei Durchführung der allgemeinen 
Steueraufſicht nach 8201 AD. Das Schweigerecht des 
Anwalts (8177 AO) findet ſich zwar unter den Vor⸗ 
ſchriften über die „Pflichten anderer Perſonen zu Aus⸗ 
kunft uſw.“ (88 175 u. f. AO) und nicht unter denen 
über die „Steueraufſicht“ (88 190 u. f. AO). Trotz⸗ 
dem gelten ſie auch im Steueraufſichtsverfahren. Das 
Weigerungsrecht würde nämlich praktiſch bedeutungs⸗ 
los fein, wenn es auf die Fälle des § 175 AD be⸗ 
ſchränkt wäre. Bei dem engen Zuſammenhang zwiſchen 
Steuerermittlung und Steueraufſicht würde alsdann 
eine im Ermittlungsverfahren verweigerte Auskunft 
im Weg der Steueraufſicht zu erlangen ſein. Das 
kann nicht dem Sinn des Geſetzes entſprechen. Es 
muß daher angenommen werden, daß der Anwalt das 
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Recht des § 177 AO auch in einem gegen ihn ein⸗ 
geleiteten Steueraufſichtsverfahren ge⸗ 
nießt. Das ergibt ſich auch aus der Ausdrucksweiſe 
des Geſetzes, das das Auskunftsverweigerungsrecht 
anderer Perſonen (nämlich bei Gefahr der Straf⸗ 
verfolgung) im § 176 ausdrücklich auf die Fälle des 
§ 175 beſchränkt und das Recht des Anwalts im 
8177 unbeſchränkt fein läßt. 


Neben dem Schweigerecht beſteht im Steuerauf⸗ 
ſichtsverfahren das Recht, die Vorlegung der 
Handakten zu verweigern. Alle anderen 
Rechts⸗ und Steuerberater müſſen auf Verlangen des 
Finanzamts ihre Geſchäftspapiere vorlegen. Der 
Anwalt kann die Einſicht verweigern ($ 199 
AO) — allerdings nur im Rahmen der allgemeinen 
Auskunftsverweigerung des 8 177 AD. Dieſe Ein⸗ 
ſchränkung iſt zwar im Geſetz nicht ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen, ſie ergibt ſich aber aus dem Sinn der Vor⸗ 
ſchriften. Wo im Steuerermittlungsverfahren die 
Pflicht zur Auskunft und infolgedeſſen zur Vorlegung 
der Bücher beſteht, muß auch im Steueraufſichtsver⸗ 
fahren die Einſicht verlangt werden können. Soweit 
alſo der Anwalt die Auskunft verweigern kann, kann 
er auch die Vorlegung der Schriftſtücke verweigern. 
Soweit er zur Auskunft verpflichtet it, 
muß er die Einſicht geſtatten, das heißt in erſter Linie 
die Einſicht in alle Akten über ſteuerliche Angelegen⸗ 
heiten. Die geſchützten Akten hat er genau zu be⸗ 
zeichnen, die anderen dem Finanzamt vor zu⸗ 
legen. (Hinweis auf das Gutachten des RF vom 
28. 5. 1938, RStBl. 1938 S. 569.) 


4. Vermögensrechtliche Haftung 


Weitgehende Pflichten treffen den Rechtsanwalt, 
wenn er zum Vermögensverwalter beſtellt 
iſt. Eine ſolche Beſtellung kann erfolgen durch ge⸗ 
richtliche Verfügung, etwa in einer Zwangs⸗ 
oder Konkursverwaltung, oder durch privates 
Rechtsgeſchäft, zum Beiſpiel durch Auftrag, 
Dienſtvertrag oder letztwillige Verfügung. Mit der 
Vermögensverwaltung iſt in der Regel die (nach 
außen wirkſame) Befugnis zur Vertretung ver⸗ 
bunden. 


a) Beſchränkte Haftung 


In Fällen einer derartigen Verwaltung hat der 
Anwalt die gleiche Stellung wie der Pflichtige 
ſelbſt. Er kann vom Finanzamt zu allen Handlun⸗ 
gen angehalten werden, die von dem Vertretenen ver⸗ 
langt werden können. Er hat die erforderlichen 
Steuererklärungen abzugeben, und zwar auch über 
Vorgänge, die vor dem Beginn ſeiner Verwaltung 
liegen, wenn ſie jetzt erſt für die Steuer in Betracht 
kommen, er hat Auskunft zu erteilen (Hinweis auf 
Abſchnitt 3 b), Betriebsprüfungen zu dulden und die 
vorgeſchriebenen Bücher und Aufzeichnungen zu führen 
(88 104, 103, 108 AO). Er hat insbeſondere die 
fälligen Steuern zu entrichten, zum Beiſpiel Umſatz⸗ 
ſteuer und Lohnſteuer, wenn er den Betrieb des Ver⸗ 
tretenen fortführt, Einkommenſteuer, Urkundenſteuer, 
außerdem Steuern, die aus einem Nachlaß zu ent⸗ 
richten ſind, wenn es ſich um eine Nachlaßverwaltung 
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handelt (8 106 AD), und die laufenden Vorauszahlun⸗ 
gen. Er hat die Gelder zur Bezahlung der fälligen 
und demnächſt fällig werdenden Steuern bereit zu 
halten und in jeder Weiſe dafür zu ſorgen, daß die 
Finanzbehörden zu ihrem Recht kommen. 

Die Steuern ſind grundſätzlich aus den Mitteln 
zu entrichten, die der Anwalt verwaltet. Erſtreckt ſich 
die Verwaltung nur auf einen Teil des Vermögens, 
etwa auf das inländiſche Vermögen eines Aus⸗ 
länders, ſo kommt auch nur dieſer Teil für die 
Steuerentrichtung in Betracht. Das Privatver⸗ 
mögen des Anwalts kann für Steuerrückſtände 
nicht herangezogen werden. 


b) Perſönliche Haftung 
Die beſchränkte Haftung mit dem verwalteten 
Vermögen erweitert fich zur un beſchränkten („perſön⸗ 


lichen“) Haftung mit dem eigenen Vermögen in drei 
Fällen: 


1. bei ſchuldhafter Verletzung der dem 
Anwalt obliegenden Pflichten 
(8109 AO). 


Eine ſolche Verletzung liegt vor, wenn er vor⸗ 
ſätzlich oder fahrläſſig eine Verkürzung von Steuer⸗ 
einnahmen herbeiführt. Er handelt fahrläſſig, 
wenn er nicht ſo ordnungsmäßig und gewiſſenhaft 
verfährt, wie es von ihm als berufsmäßigem Ver⸗ 
treter und Verwalter fremder Rechtsangelegen⸗ 
heiten zu verlangen iſt. Arbeitsüberlaſtung bildet 
keinen Entſchuldigungsgrund. In ſolchen Fällen 
muß er die Zahl ſeiner Mandate verringern oder 
geeignete Hilfskräfte heranziehen und ſie bei ihrer 
Tätigkeit überwachen. 


Derartige Pflichtverletzungen können im ein⸗ 
zelnen ſehr verſchiedenartig ſein. Beiſpiele ſind 
etwa: Abgabe von Steuererklärungen ohne ſorg⸗ 
fältige Prüfung der Unterlagen, unrichtige An⸗ 
gaben bei einem Erlaß⸗ oder Erſtattungsantrag, 
Verſilberung des Nachlaſſes und Auskehrung des 
Erlöſes ohne Berückſichtigung der Steuerrückſtände, 
Nichteinbehaltung der Lohnſteuer, auch wenn der 
Lohn wegen zu geringer Mittel nicht in voller Höhe 
ausgezahlt worden iſt, Vernachläſſigung der Steuer⸗ 
ſchulden zugunſten von privaten Schulden (RStBl. 
1939 S. 326); 


2. bei Begehung einer Steuerhinter⸗ 
ziehung oder Steuerhehlerei 
(8112 AO). 


Dieſe Vorſchrift entſpricht dem allgemeinen 
Grundſatz des $ 823 BGB, wonach bei ſtrafbaren 
Handlungen der Täter auch für den durch ſie an⸗ 
gerichteten Schaden einzuſtehen hat. Die Tat kann 
auch in Mittäterſchaft, Anſtiftung oder Beihilfe 
begangen ſein; 


3. bei Verletzung der Anzeigepflicht im 
Fall einer Unregelmäßigkeit des 
Rechtsvorgängers (8117 AO). 


Erkennt der als Teſtamentsvollſtrecker, Pfleger 
oder Liquidator eingeſetzte Rechtsanwalt, daß der 


Erblaſſer oder ſonſt von ihm Vertretene unrichtige 
Steuererklärungen abgegeben hat, ſo hat er dies 
binnen Monatsfriſt dem Finanzamt 
anzuzeigen. Er iſt ebenſo zur Anzeige ver⸗ 
pflichtet, wenn bei einem Wechſel in der Perſon des 
Anwalts der Nachfolger Unſtimmigkeiten bei 
ſeinem Vorgänger entdeckt. Unterläßt der Anwalt 
die Anzeige, ſo haftet er mit ſeinem eigenen Ver⸗ 
mögen für die vorenthaltenen Steuern. Es braucht 
dabei kein ſtrafbares Verſchulden des Vorgängers 
vorzuliegen. Eine objektive Unrichtigkeit genügt, 
um die Offenbarungspflicht des Nachfolgers aus⸗ 
zulöſen. Allerdings muß dieſer die Unrichtigkeit 
„erkennen“; ein bloßer Zweifel würde nicht aus⸗ 
reichen. 


Dieſe Anzeigepflicht kann nicht ausgeräumt 
werden durch einen Hinweis auf das Auskunfts- 
verweigerungsrecht des Anwalts nach § 177 AD. 
Bei einer Vermögensverwaltung, die ſowohl ſteuer⸗ 
liche als auch nichtſteuerliche Angelegenheiten umfaßt, 
iſt das Schweigerecht nicht gegeben (Hinweis auf 
Abſchnitt 36). Auch die Anwälte als Verwalter 
oder nachfolgende Bevollmächtigte ſollen Unregel⸗ 
mäßigkeiten ihrer Vorgänger aufdecken. 


5. Strafrechtliche Verantwortung 


Für die ſtrafrechtliche Stellung des Rechtsanwalts 
kommen die allgemeinen Straftatbeſtände der AO in 
Betracht: Steuerhinterziehung (§ 396), Steuergefähr- 
dung (§ 402), Steuerordnungswidrigkeit (8 413), Be⸗ 
günſtigung (§ 392 Abſ. 2), Beihilfe, Anſtiftung und 
Verſuch. 


Beiſpiele für ſchuldhafte (vorſätzliche oder fahr⸗ 
läſſige) Steuerverkürzungen ſind: Entwerfen einer 
unrichtigen Steuererklärung, unrichtige Angaben bei 
Stundungs⸗, Erlaß⸗ oder Erſtattungsanträgen, An- 
gabe zu niedriger Werte zwecks Erſparung von 
Grunderwerbſteuer, Wertzuwachsſteuer oder Kapital 
verkehrſteuer. Bei ſteuerlich unrichtiger Raterteilung 
iſt ein Verſchulden nicht anzunehmen, wenn die Unter⸗ 
lagen, die einſchlägigen Geſetze, Verwaltungsvor⸗ 
ſchriften und Entſcheidungen ſorgfältig geprüft wor⸗ 
den find. Setzt der Anwalt ſich über auftauchende Be- 
denken hinweg, ſo kann bedingter Vorſatz vorliegen. 
Eine allgemeine „Denunziationspflicht“ beſteht für 
ihn nicht, es wird jedoch erwartet, daß er beim 
Erkennen einer Steuerunehrlichkeit 
ſeine weitere Tätigkeit ablehnt. 


Daß ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen der 
eingetretenen Verkürzung und dem Verhalten des 
Anwalts beſtehen muß, ergibt ſich aus den allgemeinen 
Lehren des Strafrechts. 


Straffreiheit tritt bei unverſchuldetem Irrtum 
über das Beſtehen oder die Anwendbarkeit ſteuerrecht⸗ 
licher Vorſchriften ein ($ 395 AO). Der (Rechts-) 
Irrtum iſt im Steuerſtrafrecht alſo in ähnlicher Weiſe 
von Bedeutung wie der Tatirrtum des allgemeinen 
Strafrechts (§S 59 StGB). 


Zum Steuergutscheinuerfahren 
1. Das Protektorat gilt als Ausland 


Das Protektorat Böhmen und Mähren gilt im 
Bereich des NF als Ausland. Die Betriebſtätten 
gewerblicher Unternehmer im Protektorat ſind nicht 
als Betriebſtätten im Reichsgebiet im Sinn des 8 10 
N Do anzuſehen. Waren, die aus dem Protektorat 
eingeführt werden, können daher an den ausländiſchen 
Exporteur nicht in Steuergutſcheinen bezahlt werden. 


Ein Unternehmer, der ſeinen Hauptſitz im Pro⸗ 
tektorat hat und im Reichsgebiet eine Be⸗ 
triebſtätte unterhält, iſt grundſätzlich zur An ⸗ 
nahme von Steuergutſcheinen an Zahlungs Statt 
verpflichtet (§ 10 Abi. 1 N DO). Die An⸗ 
nahmepflicht erſtreckt ſich jedoch nicht auf Waren, die 
aus dem Protektorat eingeführt und von dem 
ausländiſchen Unternehmer im Reichsgebiet weder 
bearbeitet noch verarbeitet worden ſind 
(S 10 Abſ. 3 NF DVO). 


2. Untergeſellſchaften ſteuergutſcheinpflichtiger Ver ⸗ 
ſorgungsbetriebe 


Die Untergeſellſchaften von ſteuergutſcheinpflich⸗ 
tigen Verſorgungsbetrieben ſind nur dann zur Be⸗ 
zahlung in Steuergutſcheinen verpfl ichtet, wenn 
ſie ſelbſt Verſorgungsbetriebe ſind. Untergeſell⸗ 
ſchaften, bei denen dieſe Vorausſetzung nicht zutrifft, 
find lediglich ſteuergutſchein berechtigt. Das gilt 
auch dann, wenn Untergeſellſchaft und Obergeſellſchaft 
in einem Organ verhältnis zueinander ſtehen. 


3. Erwerbs und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, deren 
Geſchäftsbetrieb nicht über den Kreis der Mit⸗ 
glieder hinausgeht 


Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften haben 
ohne Ausnahme ſteuerlich Einkünfte aus Ge⸗ 
werbebetrieb, alſo auch dann, wenn ihr Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb nicht über den Kreis der Mitglieder 
hinausgeht. Das gilt auch für landwirtſchaft⸗ 
liche Genoſſenſchaften. Dieſe Genoſſenſchaften ſind 
daher gewerbliche Unternehmer im Sinn des NF. Sie 
ſind zur Bezahlung in Steuergutſcheinen be⸗ 
rechtigt und zur Annahme von Steuergut⸗ 
ſcheinen an Zahlungs Statt verpflichtet. 


4. Verminderung des Beſtands an Reichsanleihen 
uſw. bei gemiſchten Hypothekenbanken 


8 27 Abſ. 6 NF DV gemäß iſt bei Kreditinſti⸗ 
tuten, die das Bank⸗ und Sparkaſſengeſchäft als 
Hauptgeſchäft betreiben, eine Verminderung des Be⸗ 
ſtands an Reichsanleihen uſw. im Bereich der Be⸗ 
wertungsfreiheit ohne nachteilige Folgen. Dieſe Aus⸗ 
nahme gilt grundſätzlich nicht für Grun dkredit⸗ 
inſtitute. Dieſe Beſtimmung kann für gemiſchte 
Hypothekenbanken, die neben der Hypothekenabteilung 
eine Bankabteilung unterhalten, zu Härten führen. 
Der Roß hat deshalb angeordnet, daß die Ausnahme 
für Kreditbanken und Sparkaſſen auch auf die Bank ⸗ 


Eildienſt⸗ Nachrichten 


abteilungen von gemiſchten Hypothekenbanken An⸗ 
wendung findet. Eine Verminderung der Anleihe⸗ 
beſtände iſt bei gemiſchten Hypothekenbanken alſo nur 
inſoweit ſchädlich, als es ſich um Reichsanleihen uſw. 
handelt, die auf Beſtandskonten der Hypo theken⸗ 
abteilung verbucht ſind. 


5. Zahlungen der Kulturämter für Rechnung von 
Siedlungsgeſellſchaften nicht ſteuergutſcheinpflichtig 


Die Deutſche Siedlungsbank gewährt den Sied⸗ 
lungsgeſellſchaften Baukredite zur Finan⸗ 
zierung von Siedlungsvorhaben. Wenn 
das für die betreffende Siedlungsſache zuſtändige 
Kulturamt die Verwendung dieſer Mittel überwacht, 
wird dem Kulturamt das Verfügungsrecht über die 
in Zuſammenhang mit der Siedlungsſache ſtehenden 
Konten, die bei der Deutſchen Siedlungsbank oder bei 
anderen Banken geführt werden, eingeräumt. Die 
Baurechnungen werden in dieſen Fällen auf Anwei⸗ 
ſung des Kulturamts für Rechnung der 
Siedlungsgeſellſchaft beglichen. Da die 
Siedlungsgeſellſchaften nicht ſteuergutſchein pflich⸗ 
tig ſind, ſind die Kulturämter nicht verpflichtet, 
die Zahlungen für Rechnung der Siedlungsgeſell⸗ 
ſchaften anteilig in Steuergutſcheinen zu 
leiſten. § 2 Abſatz 1 N ſchreibt die Bezahlung in 
Steuergutſcheinen nur für Lieferungen und ſonſtige 
Leiſtungen gewerblicher Unternehmer vor, die an 
Steuergutſcheinpflichtige bewirkt worden 
ſind. 


6. Annahme von Steuergutſcheinen zur Leiſtung von 
Sicherheiten 

Der Rd hat durch Runderlaß vom 29. Juli 1939 
— 51154 — 176 VI — angeordnet, daß Steuergut⸗ 
ſcheine I und II bei den Finanzkaſſen und bei den Zoll⸗ 
kaſſen zum Nennbetrag zur Leiſtung von Sicher⸗ 
heiten anzunehmen ſind. Durch die Hinterlegung zur 
Sicherung von Steueranſprüchen wird der 
Lauf der Friſten, die für die Inanſpruchnahme der 
Bewertungsfreiheit im $ 3 Abſätzen 1 bis 4 NF vor⸗ 
geſchrieben ſind, nicht unterbrochen, da es ſich 
dabei nicht um eine Sicherung von Krediten 
handelt (Hinweis auf 8 11 der Zweiten NF DO). 


7. Bezahlung in Steuergutſcheinen und Skontoabzug 


Ein vereinbarter Skontoabzug darf nicht lediglich 
aus dem Grund verweigert werden, weil der Ab⸗ 
nehmer von ſeinem Recht, den Rechnungsbetrag zu 
einem Teil in Steuergutſcheinen zu bezahlen, Ge⸗ 
brauch macht (Hinweis auf Reinhardt — Der Neue 
Finanzplan — Erläuterung 2 Abſatz 2 zu $ I DO). 


Rechnungsbetrag im Sinn des § 2 FN iſt der 
Rechnungsbetrag vor Kürzung des Skontos. Iſt alſo 
eine Rechnung über 500 RM vereinbarungsgemäß 
nach Abzug von 2 v. H. Skonto, alſo mit 490 RM, zu 
begleichen, dann ſind von den Steuergutſcheinpflich⸗ 
tigen 200 RM in Steuergutſcheinen und 290 RM in 
Geld zu bezahlen. Steuergutſcheinberechtigte dürfen 
ebenſo verfahren. Bus. 
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geld, Keedit und öffentliche Finanzen 


Amtliche Notierung der Steuergutſcheine II. Ab 
1. Auguſt 1939 werden Steuergutſcheine II an der 
Berliner Börſe amtlich gehandelt und notiert. Die 
Steuergutſcheine erhalten für jeden Fälligkeitsmonat 
eine beſondere Notiz. — Die Maklergebühr für die 
Vermittlung von Geſchäften mit Steuergutſcheinen II 
beträgt 0,25 v. T. des Nennwerts der Steuergutſcheine. 


Vierjahresplan 

Preisſenkung für Rundfunkröhren. Die Ver⸗ 
braucherpreiſe für loſe Rundfunk⸗ 
röhren (Erſatzröhren) ſind mit Wirkung ab 
28. Juli 1939 um 28 v. H. bis 33 v. H. geſenkt 
worden. Durch dieſe Maßnahme wird die Erſatz⸗ 
beſchaffung von Röhren weſentlich erleichtert. Die 
Induſtriepreiſe für Erſatzröhren ſind um 
21 v. H. bis 25 v. H. ermäßigt worden. In Zukunft 
ſchließt der Rundfunkgerätepreis die Beſtückungs⸗ 
röhren ein. Damit iſt vermieden, daß der Ver⸗ 
braucherpreis für Erſatzröhren durch die höheren Ver⸗ 
triebskoſten die Geräte belaſtet. Durch eine Anord⸗ 
nung des Reichskommiſſars für die 
Preisbildung ſind die Handelsſpannen 
um durchſchnittlich 5 v. H. geſenkt 
worden. 


Regelung der Verbraucherpreiſe und Handels⸗ 
ſpannen im Geſchäftsverkehr mit gebrauchten Kraft⸗ 
fahrzeugen. Im Reichsanzeiger vom 17. Juli 1939 
iſt eine Anordnung zur Durchführung und Er⸗ 
gänzung der Anordnung über die Regelung der Ver⸗ 
braucherpreiſe und Handelsſpannen im Geſchäfts⸗ 
verkehr mit gebrauchten Kraftwagen 
vom 29. April 1939 veröffentlicht. Die Anordnung 
iſt mit Wirkung ab 1. Auguſt 1939 in Kraft getreten. 


Deutſches Maßrecht und Aichrecht im Memelland. 
Der Reichswirtſchaftsminiſter und der 
Reichsminiſter des Innern haben eine Ver⸗ 
ordnung über die Einführung des Maßrechts und des 
Aichrechts im Memelland erlaſſen. Die Verordnung 
iſt im Reichsgeſetzblatt Teil 1 Nr. 125 vom 14. Juli 
1939 veröffentlicht und mit Rückwirkung ab 1. Mai 
1939 in Kraft getreten. 


Typenbeſchränkung für Fleiſchereimaſchinen. Die 
Fachgruppe Maſchinen hat für Fleiſchwölfe, 
Kutter, Wurſtfüller, Wiegeapparate, Knochenſägen 
und Schleifſteine eine Typenbeſchränkung vorge⸗ 
nommen. Das bisher übermäßig vielgeſtaltige Er⸗ 
zeugungsprogramm der Fleiſchmaſchinenfabriken iſt 
durch dieſe Maßnahme vereinheitlicht worden. 


Abgrenzung des Wirtſchaftsgebietes Sudetenland. 
Der Reichs wirtſchaftsminiſter hat am 
15. Juli 1939 eine Fünfte Anordnung über die 
Abgrenzung von Wirtſchaftsbezirken und die Bildung 
von Wirtſchaftskammern erlaſſen. Danach bildet der 
Reichsgau Sudetenland einen Wirtſchaftsbezirk 
Sudetenland. In ihm wird eine Wirtſchaftskammer 
Sudetenland gebildet, deren Geſchäftsſtelle die In⸗ 
duſtrie⸗ und Handelskammer Reichenberg iſt. Die An⸗ 
ordnung iſt im Reichsanzeiger vom 18. Juli 1989 ver⸗ 
öffentlicht. J 

Donau und March Reichswaſſerſtraßen. Die 
Waſſerſtraßenverwaltung der Oſtmark iſt durch eine 
Verordnung in die Reichswaſſerſtraßenverwaltung ein⸗ 
gegliedert worden. Das Reich (Reichswaſſerſtraßen⸗ 
verwaltung) tritt für die Reichswaſſerſtraßen in die 
Aufgaben und Befugniſſe des ehemaligen Landes 
Oſterreich ein. Außer der Donau iſt die March Reichs⸗ 
waſſerſtraße. 


Industrie 


AG Reichswerke „Hermann Göring“. Am 7. Juli 
1939 iſt die AG Reichswerke „Hermann Göring“ 
mit dem Sitz in Berlin gegründet worden. Zweck 
dieſer neuen Geſellſchaft iſt die Zuſammenfaſſung der 
Beteiligungen des Reichs an den Eiſen ſchaffenden 
Werken und der bisher von der Reichswerke AG für 
Erzbergbau und Eiſenhütten „Hermann Göring“ ver⸗ 
walteten Beteiligungen und Geſellſchaften der Eiſen 
verarbeitenden Induſtrie und der Schiffahrtsgeſell⸗ 
ſchaften. 

Beſtand der Welthandelsflotte am 30. Juni 1939. 
Entwicklung der Länderflotten (Dampfer und 
Motorſchiffe) in 1000 Brutto⸗Regiſter⸗Tonnen): 


Beſtand 
30. Juni 1938 30. Juni 1939 
Großbritannien und Irland. 17781 17 891 
Britiſcher Beſitz 2938 3110 
Dänemarf 1130 1175 
Fkänkreſc t 2 881 2.934 
Deutihland . 4 232 4 483 
Griechenland 1889 1 781 
Holland 2 852 2 969 
Italien 3 258 3425 
Japan 5 006 5 630 
Norwegen 4613 4 834 
Spanien . » 948 902 
Schweden 1571 1577 
Vereinigte Staaten 8 936 8 910. 


Deutſchlands Anteil an der Welthandelsflotte 
beträgt 6,5 v. H. (im Vorjahr 6,25 v. H.). 
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Deutſcher Ausfuhrerfolg in Rumänien. Die 
Kommerzielle Verwaltung der Häfen und Waſſerver⸗ 
kehrswege in Bukareſt haben der „Miag“ M ühlen⸗ 
bau und Induſtrie AG, Braunſchweig, einen 
Auftrag auf Lieferung von neunundzwanzig Getreide⸗ 
trocknungsanlagen im Geſamtwert von faſt einer Mil⸗ 
lion Reichsmark erteilt. Die Geſellſchaft hat ſchon vor 
einiger Zeit mit der gleichen Stelle ein großes Geſchäft 
über rund fünf Millionen Reichsmark abgeſchloſſen. 


Beſprechungen der Walfangmächte in London. 
Die am Walfang insbeſondere beteiligten Länder ſind 
in London zu einer Beſprechung zuſammengekommen. 
An der Beſprechung nahmen Vertreter der folgenden 
Länder teil: Deutſchland, England, Norwegen, 
Japan. 

Röchling'ſche Eiſen⸗ und Stahlwerke GmbH, Völk 
lingen. Die Betriebe des Unternehmens waren im 
Geſchäftsjahr 1938 bis an die Grenze der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit beſchäftigt. In Erzeugung und Umfang 
konnten die bisher höchſten Ziffern ſeit Beſtehen des 
Werkes erreicht werden. Die Aus fuhr konnte 
gegenüber dem Vorjahr um 14 v. H. erhöht werden. 


* 


Triumpf⸗Werke Nürnberg AG. Die Geſellſchaft 
konnte den Geſamtumſatz des Geſchäftsjahres 1937/38 
gegenüber dem Vorjahr erhöhen. Die Ausfuhr 
konnte gegenüber dem Vorjahr um rund 17 v. H. ge⸗ 
ſteigert werden. Der Hauptverſammlung wird die 
Verteilung einer Dividende von wieder 7 v. H. 
vorgeſchlagen. 


Eine Neugründung der Friedr. Krupp AG und 
der Orenſtein & Koppel AG. Die Friedr. Krupp AG, 
Eſſen, und die Orenſtein & Koppel AG, Berlin, haben 
eine Geſellſchaft gegründet zwecks gemeinſamen 
Vertriebs ihrer Erzeugniſſe. Die von den beiden 
Firmen hergeſtellten Schlepper und Folgemaſchinen 
(Schleppergeräte) ſollen baulich weitgehend einander 
angeglichen werden. Alle Maſchinen ſollen fo aufein⸗ 
ander abgeſtimmt werden, daß ſie zuſammen immer 
eine Maſchineneinheit großer Wirtſchaftlichkeit dar⸗ 
ſtellen. 


Deutſche Hafenausrüſtungen für Lettland. Die 
lettländiſche Seeſchiffahrtsverwaltung hat einer 
Hamburger Firma einen Auftrag auf Liefe⸗ 
rung eines großen Schwimmkranes erteilt. Die 
Koſten betragen 400 000 Lat. Außerdem wurde bei 
einer weiteren Deutſchen Firma eine Pfahlramm⸗ 
maſchine im Wert von 91 500 Lat beſtellt. 


Auslandsauftrag für Demag AG, Duisburg. Die 
Geſellſchaft hat den Auftrag auf Lieferung einer 
großen Walzwerksanlage zur Herſtellung von 
Bändern für ein ausländiſches Hüttenwerk im Wert 
von rund ſieben Millionen Reichsmark erhalten. 
Außerdem iſt es der Geſellſchaft gelungen, eine große 


Anzahl von Hochöfenanlagen, Stahlwerksanlagen und 
Walzwerksanlagen für das überſeeiſche Ausland in 
Auftrag zu erhalten. 


Auslandsauftrag für Siemens⸗Kabelwerk. Indien 
hat dem Siemens⸗ Kabelwerk einen Auftrag 
auf Lieferung eines Fernſprech⸗Fernkabels 
in einer Länge von 544 Kilometer erteilt. Das Fern⸗ 
kabel wird die Plantagen des Dekhan⸗Gebirges, durch 
den Dſchungel hindurch, mit den Seehäfen der Weſt⸗ 
küſte verbinden. Auch die Verlegung und Aufſtellung 
wurde dem Siemens⸗Kabelwerk übertragen. 


Handel - Gewerbe - Handweck 


Weitere Abnahme der Handwerksbetriebe. Die 
Zahl der Handwerksbetriebe im Altreich hat am 
1. April 1939 noch 1 471 601 betragen. Gegenüber 
1938 iſt eine Abnahme um 76 000 Betriebe, gegen- 
über 1936 um 180 000 Betriebe oder 11 v. H. zu ver⸗ 
zeichnen. Die Abnahme iſt insbeſondere darauf 
zurückzuführen, daß bisher ſelbſtändige Handwerker 
ihren Betrieb aufgegeben haben, weil ſie jetzt als 
Facharbeiter, Geſellen oder Werkmeiſter beſſere und 
gleichmäßigere Arbeitsmöglichkeiten und Verdienſt⸗ 
möglichkeiten ſinden. Auch die Zahl der Neueröff⸗ 
nungen von Handwerksbetrieben iſt in den letzten 
Jahren ſtändig zurückgegangen. — Die Berufsbereini⸗ 
gung im Handwerk iſt noch nicht abgeſchloſſen. Die 
Zahl der Handwerksbetriebe iſt noch um 160 000 
größer als im Jahr 1926. 


* 


Wandergewerbe und Stadthauſiergewerbe. Der 
Beauftragte für den Vierjahresplan, Generalfeld⸗ 
marſchall Göring, hat durch Verordnung vom 25. Juli 
1939 angeordnet, daß Wandergewerbeſcheine und 
Stadthauſierſcheine nur mit Zuſtimmung des Arbeits⸗ 
amts erteilt werden dürfen. Auf Antrag des Arbeits- 
amts ſind bereits erteilte Wandergewerbeſcheine oder 
Stadthauſierſcheine zu entziehen. 


* 


Bereinigung des Verſicherungsaußendienſtes. Der 
Leiter der Reichsgruppe Verſicherungen und der 
Leiter der Reichsgruppe Handel haben am 25. Juli 
1939 eine Anordnung zur Bereinigung des Verſiche⸗ 
rungsaußendienſtes erlaſſen. Dieſer Anordnung 
gemäß dürfen im Verſicherungsaußendienſt Perſonen 
nicht beſchäftigt werden, die 


1. wegen eines Verbrechens oder wegen vermögensrecht⸗ 
licher Straftaten rechtskräftig beſtraft worden ſind oder 
wegen anderer rechtskräftiger Strafen oder wegen poli⸗ 
tiſcher Unzuverläſſigkeit als nicht tragbar angeſehen 
werden müſſen, 

2. bei ihrer Tätigkeit im Verſicherungsaußendienſt die 
Pflicht, Anſtand und Sitte eines ehrbaren Vertreters 
zu wahren, gröblich verletzt haben, ſo daß ihre weitere 
Tätigkeit im Verſicherungsaußendienſt als untragbar 
angeſehen werden muß, 


3. Juden ſind. 
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Schutz der Worte „Olympia“, „Olympiade“ und 
„olympiſch“. Der Werberat der Deutſchen Wirtſchaft 
hat aus Anlaß der „Fünften Olympiſchen Winter⸗ 
ſpiele in Garmiſch⸗Partenkirchen“ beſtimmt, daß die 
Worte „Olympia“, „Olympiade“ und „olympiſch“ zur 
Benennung eines wirtſchaftlichen Erzeugniſſes oder 
eines Unternehmens oder zu ſonſtigen der Wirtſchafts⸗ 
werbung dienenden Zwecken nicht benutzt werden 
dürfen, wenn die Werbung geſchmacklos iſt oder der 
Würde und dem Anſehen der Olympiſchen Spiele nicht 
entſpricht. 


Feſtpreiſe für den Verkauf von Heilwaſſern. Der 
Reichskommiſſar für die Preisbildung hat durch die 
Anordnung vom 26. Juli 1939 Feſtpreiſe für den 
Verkauf von Heilwaſſern feſtgeſetzt. 


* 


Einſchränkung der Tagungen innerhalb der Wirt⸗ 
ſchaftsorganiſation. Der Leiter der Reichswirtſchafts⸗ 
kammer hat alle Gliederungen der Organiſation der 
gewerblichen Wirtſchaft, die Kartelle und die markt⸗ 
regelnden Verbände angewieſen, Tagungen nur in 
dem Umfang anzuſetzen, der durch geſetzliche Vor⸗ 
ſchriften und durch das Bedürfnis der fachlichen Be⸗ 
treuung geboten iſt. Die fachlichen Zuſammenkünfte 
ſollen grundſätzlich nur die Teilnehmer eines Bezirks 
umfaſſen, weil in einem kleineren Kreis die Ausſprache 
über die wichtigen fachlichen Fragen und die gegen⸗ 
ſeitige Fühlungnahme der Teilnehmer den größten 
Erfolg verſprechen. 


Verkehr und Veranstaltungen 


Rundfunkausſtellung Berlin 1939. Die „16. Deut⸗ 
ſche Rundfunk- und Fernſehrundfunkausſtellung Berlin 
1939“ brachte eine große Zahl neuer, verbeſſerter und 
verbilligter Rundfunkgeräte. Der Hauptanziehungs⸗ 
punkt der Ausſtellung iſt der neue Einheits⸗Fernſeh⸗ 
empfänger, der demnächſt für 650 Reichsmark auf dem 
Markt zu haben ſein wird. Der Beſuch der Ausſtellung 
hat alle Erwartungen übertroffen. — Die wirtſchaft⸗ 
liche Bedeutung iſt aus der gewaltigen Zahl von 
12,6 Millionen Rundfunkteilnehmern Ende Juni 1939 
zu erſehen. Gegenüber dem Stand von Mitte 1938 hat 
ſich die Zahl der Rundfunkhörer um 21 v. H. erhöht. 
Die Rundfunkdichte beträgt im Reichsdurchſchnitt 
63 Teilnehmer auf 100 Haushaltungen. Deutſchland 
hat heute nach den Vereinigten Staaten von Amerika 
die meiſten Rundfunkteilnehmer der Welt. 


* 


Einheitliche Halteſtellenzeichen für Straßenbahnen 
und Kraftfahrlinien. Der Reichsverkehrsminiſter hat 
eine Anweiſung zur Einführung einheitlicher Halte⸗ 
ſtellenzeichen für Straßenbahnen und Kraftfahrlinien 
erlaſſen. Die Halteſtellenzeichen für Straßenbahnen 
beſtehen aus runden Scheiben, für Kraftfahrlinien aus 
Signalarmen. Die Halteſtellenzeichen ſind gelb mit 
grüner Umrandung und grüner Schrift. Bis zum 
1. April 1941 müſſen alle Halteſtellen mit den neuen 
einheitlichen Zeichen verſehen ſein. 


Trennung von Bahn und Poſt im Protektorat 
Böhmen und Mähren. Im Protektorat Böhmen und 
Mähren wurden je eine Generaldirektion für Bahn 
und für Poſt gebildet, die dem Verkehrsminiſter un⸗ 
mittelbar unterſtellt find. Die Poſtſparkaſſe wurde der 
Poſtverwaltung angeſchloſſen. Dadurch wurde die 
Grundlage für eine mit dem Reichsgebiet gleich⸗ 
gerichtete Entwicklung des Verkehrsweſens im Pro⸗ 
tektorat geſchaffen. 


Arbeit und Soziales 

Beſchränkung des Arbeitsplatzwechſels im Stein- 
kohlenbergbau. Durch Verordnung vom 11. Juli 1939 
(RGBl. I S. 1216) wurden die Vorſchriften der 
Zweiten Durchführungsverordnung zur Verordnung 
zur Sicherſtellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von 
beſonderer ſtaatspolitiſcher Bedeutung (Beſchränkung 
des Arbeitsplatzwechſels) auch auf den Steinkohlen⸗ 
bergbau ausgedehnt. Der Steinkohlenbergbau im 
Sinn dieſer Verordnung umfaßt die Gewinnung von 
Steinkohlen, Steinkohlenbriketts und Koks. 


Ernährung und Landwirtschaft 


Ergebnis der Schweinezählung vom 3. Juni 1939. 
Die Schweinezählung vom 3. Juni 1939 hat einen 
Geſamtſchweinebeſtand von 22,47 Millionen Stück er⸗ 
geben, das ſind 1,66 Millionen Stück oder 8 v. H. mehr 
als in der gleichen Zeit des Vorjahres. Gegenüber 
Juni 1938 haben ſich die Beſtände bei allen Alters⸗ 
klaſſen erhöht. Die Nachzucht hat weitere Fortſchritte 
gemacht. 


** 


Stand der Reben Anfang Juli 1939. Der Stand 
der Reben wurde Anfang Juli 1939 mit der Begut⸗ 
achtungsziffer 2,3 (gut bis mittel) beurteilt gegenüber 
der Begutachtungsziffer 2,6 im Vormonat. 


Lebenshaltungskosten im Juli 1939 


Die Reichskennziffer für die Lebenshaltungskoſten 
hat ſich im Juli 1939 gegenüber Juni 1939 jahreszeit⸗ 
üblich um 0,6 v. H. auf 127,3 erhöht. Ausgangspunkt 
find dabei die Jahre 1913/14 = 100. Die Richtzahl für 
Ernährung erhöhte ſich um 1,1 v. H. auf 124,9, für Be⸗ 
kleidung um 0,2 v. H. auf 133,4, für Heizung und Be⸗ 
leuchtung um 0,2 v. H. auf 123,1 und für „Ver⸗ 
ſchiedenes“ um 0,1 v. H. auf 142,0. Die Kennziffer für 
Wohnung (121,2) iſt unverändert geblieben. 


und Wietschaft des Auslandes 
Deviſenerfaſſung im Protektorat Böhmen und 
Mähren. Die tſchechiſche Regierung hat eine Verord⸗ 
nung über die Anmeldung, das Pflichtangebot und die 
Ablieferung von Edelmetallen, ausländiſchen Zah⸗ 
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lungsmitteln und Forderungen gegenüber dem Aus⸗ 
land erlaſſen. Die Anmeldungspflicht erſtreckt ſich auf 
alle in Böhmen und Mähren anſäſſigen Perſonen und 
Betriebe von Ausländern im Protektorat. Außer den 
noch in Geltung befindlichen Zahlungsmitteln ſind 
auch nicht mehr umlaufsfähige Goldmünzen, Wechſel 
und Schecke, Zinsgutſcheine und Gewinngutſcheine 
ausländiſcher oder auf ausländiſche Währung lautende 
inländiſche Anleihen anzumelden. Die Anmeldung 
muß bei der Prager Nationalbank erfolgen. 


Abwicklung alter Verbindlichkeiten zwiſchen dem 
Protektorat und der Slowakei. Zwiſchen Deutſchland 
und der Slowakei haben Verhandlungen über die 
wirtſchaftliche Auseinanderſetzung zwiſchen dem Pro⸗ 
tektorat Böhmen und Mähren einerſeits und der 
Slowakei anderſeits ſtattgefunden. Es wurde eine 
Vereinbarung über die Verwertung der von der 
Slowakiſchen Nationalbank in der Slowakei ein- 
gewechſelten tſchecho⸗ſlowakiſchen Banknoten unter⸗ 
zeichnet. Außerdem wurde eine Vereinbarung über die 
Auseinanderſetzung zwiſchen der Poſtſparkaſſe in Prag 
und der Poſtſparkaſſe in Preßburg getroffen. Die für 
Bewohner der Slowakei noch bei der Poſtſparkaſſe in 
Prag beſtehenden Poſtſcheckguthaben und Poſtſpar⸗ 
kaſſenguthaben werden auf die Slowakiſche Poſtſpar⸗ 
kaſſe in Preßburg übertragen. 


Frankreich. Anderung des Deutſch⸗franzöſiſchen 
Transferabkommens. Die Beſtimmungen des Deutſch⸗ 
franzöſiſchen Transferabkommens ſind in einigen 
Punkten geändert worden. Der Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſter hat die jetzt geltende Regelung 
durch Runderlaß 94/39 Deviſenſtelle bekanntgegeben. 
Die Neuregelung enthält gegenüber den früheren Be⸗ 
ſtimmungen Abweichungen bei der Begrenzung des 
Perſonenkreiſes, der unter das Transferabkommen 
fällt. 


Frankreich. Handelsabkommen mit Deutſchland. 
Zwiſchen Deutſchland und Frankreich ſind am 30. Juni 
1939 neue Wirtſchaftsabkommen abge⸗ 
ſchloſſen worden. Der Deutſch⸗franzöſiſche Wirtſchafts⸗ 
vertrag vom 10. Juli 1937, der bis 30. Juni 1939 be⸗ 
friſtet war, iſt bis 30, Juni 1940 verlängert worden. 
Außerdem ſind Ergänzungsabkommen ge⸗ 
troffen worden, die Deutſchland für das zweite Halb⸗ 
jahr 1939 die Eiſenerzbezüge aus Frankreich 
und Franzöſiſch⸗Nordafrika in der vollen Höhe des ab ⸗ 
gelaufenen Jahres ſichern. Die Bezahlung der Eiſen⸗ 
erzbezüge aus Frankreich iſt aus Mitteln der Deut- 
ſchen Ausfuhr ſichergeſtellt worden. Für den Bezug 
von Kolonialhölzern ſind beſondere Mittel 
bereitgeſtellt worden. Frankreich hat die Ein; 
fuhr von Waren des Protektorats⸗ 
gebietes nach Frankreich gemäß den franzö⸗ 
ſiſch⸗tſchechiſchen Abkommen vom 7. März 
1939 freigegeben. 


Island. Der Deutſch⸗isländiſche Warenverkehr. 
Der Reichswirtſchaftsminiſter hat über die 
Zahlungen im Warenverkehr mit Island den Rund⸗ 
erlaß 89/39 Deviſenſtelle — 40/39 überwachungs⸗ 
ſtelle erlaſſen. Danach ſind die Beſtimmungen des 
Runderlaſſes 97/7 Deviſenſtelle — 33/37 Über⸗ 
wachungsſtelle über die Zahlungen im Warenverkehr 
zwiſchen dem Altreich und Island auf die Zahlungen 
aus der Oſtmark und den ſudetendeutſchen Gebieten 
nach Island und umgekehrt ausgedehnt worden. 


* 


Jugoſlawien. Deutſch⸗jugoſlawiſche Wirtſchafts⸗ 
vereinbarungen. Zwiſchen Deutſchland und Jugo⸗ 
flawien find am 7. Juni 1939 die folgenden Wirt⸗ 
ſchaftsvereinbarungen abgeſchloſſen worden: 


1. Abkommen über den Waren- und Zahlungsverkehr 
zwiſchen dem Protektorat Böhmen und Mähren und 
Jugoſlawien; 

2. Abkommen über die Regelung von Zollfragen zwiſchen 
dem Protektorat Böhmen und Mähren und Jugo⸗ 
ſlawien; 

8. Notenwechſel über Zollfragen zwiſchen Deutſchland und 
Sugojlamien. 


Das Abkommen über den Waren- und Zahlungsver⸗ 
kehr enthält die Vereinbarung, daß für den Waren- 
und Zahlungsverkehr zwiſchen dem Protektorat und 
Jugoflawien die bisherige Regelung zwiſchen der ehe⸗ 
maligen Tſchecho⸗Slowakei und Jugoſlawien fo lange 
beſtehen bleibt, bis die Zollgrenze zwiſchen dem Pro⸗ 
tektorat und dem übrigen Reichsgebiet aufgehoben 
wird. 


* 


Jugoſlawien. Deutſche Forſtſachverſtändige und 
Holzſachverſtändige. Die jugoſlawiſche Regierung hat 
Deutſche Forſtſachverſtändige und Holzſachverſtändige 
nach Jugoflawien berufen. Die Deutſchen Sachver⸗ 
ſtändigen ſollen die Waldnutzung wirtſchaftlicher ge⸗ 
ſtalten. Die Ausfuhr von Holz nach Deutſchland be⸗ 
trug im Jahr 1937 159 000 Tonnen im Wert von 
197 Millionen Dinar. Das find 17 v. H. des Geſamt⸗ 
wertes der jugojlawiichen Holzausfuhr. 


* 


Litauen. Die Einfuhr von Landmaſchinen im 
Jahr 1938 nach Ländern. Entwicklung in 1000 Lit: 


1936 1937 1938 
r a © 36,6 385,2 548,6 
o oa ee: 163 — — 
Sowjetruß land 234,7 752,2 827,8 
Schweden 324,6 611,7 1 026,0 
Dänemark nn IR 165,3 175,5 256,3 
England 23,7 84,3 85,0 
Tichehjo-Slowalei . » » » 11.2 26,0 16,4. 


Bei der Einfuhr von Landmaſchinen aus Deutſchland 
handelt es ſich insbeſondere um Getreidemäher, Gras⸗ 
mäher, Drillmaſchinen, Saatreinigungsmaſchinen und 
Dreſchmaſchinen. 
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Polen. Boykott Deutſcher Erzeugniſſe. In Lodz 
fand eine Verſammlung der Kaufleute ſtatt, in der die 
Mitglieder des kaufmänniſchen Vereins aufgefordert 
wurden, Deutſche Erzeugniſſe nicht mehr zu beziehen. 
Die Vertreter Deutſcher Firmen wurden aufgefordert, 
die Vertretungen niederzulegen und den Verkehr mit 
den Deutſchen Firmen abzubrechen. Die Polen ſchnei⸗ 
den ſich mit dieſer Maßnahme ins eigene Fleiſch; denn 
Deutſchland ſteht im Außenhandel Polens an erſter 
Stelle. Außerdem werden die Deutſchen Erzeugniſſe 
im Verrechnungsweg gegen polniſche landwirtſchaft⸗ 
liche Erzeugniſſe eingeführt, und zwar zu Preiſen, die 
als ſehr gut zu bezeichnen ſind. 


Polen. Sonderverkäufe im Protektorat. Polen 
hat zur Zeit ein großes Intereſſe für Warenbezüge 
aus dem Protektorat. Polen will durch dieſe Waren⸗ 
bezüge aus dem Protektorat die beſtehenden Guthaben 
aus dem Warenverkehr mit der früheren Tſchecho⸗ 
Slowakei möglichſt ſchnell abdecken. 


Portugal. Regelung der Wirtſchaftsbeziehungen 
mit dem Protektorat Böhmen und Mähren. Zwiſchen 
Deutſchland und Portugal haben Verhandlungen über 
die Regelung der wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen 
Portugal und dem Protektorat ſtattgefunden. Ergeb⸗ 
nis: Die zwiſchen Deutſchland und Portugal beſtehen⸗ 
den Wirtſchaftsverträge finden mit Wirkung ab 
15. Juli 1939 grundſätzlich auch auf das Protektorat 
Anwendung. 


* 


Schweiz. Verlängerung der Gültigkeit des Deutſch⸗ 
ſchweizeriſchen Verrechnungsabkommens. Zwiſchen 
Deutſchland und der Schweiz iſt am 6. Juli 1939 ein 
Abkommen unterzeichnet worden, durch das die 
Gültigkeit des Deutſch⸗ſchweizeriſchen Verrechnungs⸗ 
abkommens vom 30. Juni 1937 mit gewiſſen Ande⸗ 
rungen um ein weiteres Jahr verlängert wird. Das 
Abkommen iſt mit Rückwirkung ab 1. Juli 1939 in 
Kraft getreten. 

* 

Slowakei. Zollfreie Einfuhr von Halbfertig⸗ 
waren und Fertigwaren. Die Slowakei hat beſchloſſen, 
die Einfuhr von gewiſſen Halbfertigwaren und Fertig⸗ 
waren zollfrei zu ſtellen oder zu ermäßigten Zollſätzen 
zuzulaſſen. Vorausſetzung iſt, daß durch die zollſreie 
Einfuhr oder Zollermäßigung dieſer Erzeugniſſe die 
ſlowakiſche Induſtrie nicht gefährdet wird. 


* 


Slowakei. Anwendung des Deutſch⸗ſlowakiſchen 
Handelsvertrags. Im Reichsgeſetzblatt Teil II Nr. 29 
vom 13. Juli 1939 iſt eine Verordnung über die vor- 
läufige Anwendung eines Deutſch⸗ſlowakiſchen Han⸗ 
delsvertrags veröffentlicht. Danach wird der zwiſchen 


Deutſchland und der Slowakei am 22. Juni 1939 
unterzeichnete Handelsvertrag mit Wirkung ab 1. Juli 
1939 vorläufig angewendet. 


* 


Slowakei. Der Außenhandel von Januar bis Mai 
1939. Entwicklung in Millionen Kronen: 
Ausfuhr Einfuhr Ausfuhrüberſchuß 
419 345 74. 


Auf Deutſchland (ohne den Sudetengau und das 
Protektorat) entfielen die folgenden Umſätze (in Mil⸗ 


lionen Kronen): 
Ausfuhr 
79,2 


Einfuhr 

15,5. 
Die Ausfuhr nach dem Sudetengau betrug wertmäßig 
8,1 Millionen Kronen, die Einfuhr aus dem Sudeten⸗ 
gau 59,6 Millionen Kronen. 


Ungarn. Die Ausfuhr nach Deutſchland von 
Januar bis Juni 1939. Entwicklung in Millionen 
Pengöb: 


Januar bis Juni 1938 107 
Januar bis Juni 1939 141. 
Deutſchlands Anteil an der ungariſchen Geſamt⸗ 


ausfuhr von Januar bis Juni 1939 betrug rund 
50 v. H. 
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